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1 Einleitung 

Im Juli 2017 wurde die Ehe für alle in Deutschland beschlossen. Zu dieser Zeit begann 

an der FH Meißen im Einstellungsjahrgang 2016 die Praktikumsphase. Durch das Mo-

dul Eingriffsverwaltung war es möglich, auch phasenweise im Standesamt zu arbeiten. 

Die Brisanz um die Eheöffnung und deren mögliche Auswirkungen wurde in dieser Zeit 

deutlich spürbar. Fortan lag ein Interesse an diesem Thema vor und es entstand der 

Wunsch, dieses näher zu beleuchten.  

Den Kern der vorliegenden Arbeit fasst der LSVD treffend zusammen: “Die Diskussion 

um die Öffnung der Ehe war abgeschlossen und die Frage entscheidungsreif. Das traf 

dagegen für die Reform des Abstammungsrechts nicht zu.”1 

1.1 Zielsetzung 

Ziel dieser Arbeit ist es, im ersten Teil einen Überblick über die Ehe für alle zu geben. 

Wieso ist sie “plötzlich” da (historische Einordnung und Blick in Ausland), was kenn-

zeichnet das Eheöffnungsgesetz und wie genau funktioniert die Umwandlung einer 

Lebenspartnerschaft in eine Ehe. Durch diese Ausführungen soll es beispielsweise 

anderen Praktikanten im Bereich des Personenstandswesens ermöglicht werden, die 

logischen Zusammenhänge in diesem Rechtsgebiet nachzuvollziehen. 

Im zweiten Teil wird eine Folge der Eheöffnung analysiert - der daraus resultierende 

Reformbedarf im Abstammungsrecht. Kommt mit der Ehe für alle auch die Elternschaft 

für alle? Da das Abstammungsrecht weit verzweigt ist, wird anhand eines konkreten 

Falles eines verheirateten, lesbischen Paares die Problemstellung dieser Ehekonstella-

tion in Verbindung mit einem Kind beleuchtet. Es wird das derzeit geltende Abstam-

mungsrecht anhand der Gerichtsbeschlüsse aufgezeigt und die Empfehlungen des 

Arbeitskreis Abstammungsrecht vorgestellt. Diese durchaus kontroversen Rechtsauf-

fassungen werden kritisch gewürdigt und abschließend verschiedene Problemlösungs-

ansätze aufgezeigt. Dem Lesenden soll auf verständliche Weise nahegebracht werden, 

dass die Debatte um die gleichgeschlechtliche Ehe im Sommer 2017 nicht abge-

schlossen, sondern von einer Debatte um das Abstammungsrecht abgelöst wurde. 

1.2 Methode 

Die Ergebnisse wurden durch Recherche von Literatur und Rechtsprechung erarbeitet. 

Die im Titel erwähnte juristische Analyse soll die Zerlegung der komplexen Rechts-

problematik auf einige relevante Themenfelder und die Wechselwirkungen zwischen 

Ehe und Abstammung verdeutlichen.  

                                                
1 Elpelasy (Webmaster LSVD): Warum wurde die Stiefkindadoption nicht zusammen mit der Eheöffnung 
abgeschafft? o.J. 
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Die in der vorliegenden Bachelorarbeit aus Gründen der Lesbarkeit gewählte männli-

che Form bezieht sich immer zugleich auf weibliche und männliche Personen. Weiter-

hin wurden in dieser Arbeit und damit im Zusammenhang mit der gleichgeschlechtli-

chen Ehe trans- und intersexuelle Menschen nicht berücksichtigt. Im Mittelpunkt steht 

die Erwägung einer Mit-Mutter anstelle eines Mannes an zweiter Elternstelle. 

2 Überblick zur gleichgeschlechtlichen Ehe 

2.1 Historische Entwicklung der Ehe in Deutschland 

In den folgenden drei Gliederungsunterpunkten soll eine geschichtliche Hinführung zur 

Eheöffnung im Jahr 2017 erfolgen. 

2.1.1 Die Zivilehe und ihre gesetzliche Verankerung 

Dieser historische Abriss beschäftigt sich mit der Zivilehe, der staatlich geordneten Ehe 

in Abgrenzung zur religiösen, kirchlich vermittelten Ehe.2 Die Säkularisation des Ehe-

rechts, der Prozess der Trennung des ehelichen Instituts als kirchliches Sakrament 

einerseits und eines rechtlichen Vertrages andererseits, begann in Europa während 

der französischen Revolution.3 Am 20. September 1792 führte Frankreich die obligato-

rische Zivilehe ein, nachdem zuvor Ludwig XVI. 1787 die fakultative Zivilehe darlegte. 

Napoleon Bonaparte übernahm die obligatorische Zivilehe 1804 in den Code Zivil. 

Durch die napoleonische Herrschaft fand der Code Zivil in Europa Anwendung.4 Aller-

dings galt dieser nur in bestimmten Gegenden. Einige deutsche Länder entwickelten 

eine eigene Zivilgesetzgebung, doch Otto von Bismarck beschloss 1874 die Einführung 

der obligatorischen Zivilehe in Preußen, welche im Januar 1876 durch das „Gesetz 

über die Eheschließung im Deutschen Reich“ einheitlich verankert wurde.5 Zudem 

wurde am 6. Februar 1875 das „Reichsgesetz über die Beurkundung des Personen-

stands und die Eheschließung“ festgelegt.6 Folglich konnte eine gültige Ehe nur vor 

einem Standesbeamten geschlossen werden. In den folgenden 20 Jahren entwickelten 

Juristenkommissionen das BGB, in welchem auch die „Bürgerliche Ehe“ im ersten Ab-

schnitt des vierten Buches beschrieben ist.7 Ihrer Meinung nach bildete eine Ehe die 

Grundlage der Familie.8 Dies impliziert, dass aus einer Ehe Kinder hervorgehen, wel-

che durch Mann und Frau gezeugt werden. Von diesem Gedanken ausgehend ist es 

                                                
2 Vgl. Köbler: Juristisches Wörterbuch für Studium und Ausbildung, 2007, S. 498. 
3 Vgl. WD-BT: Sachstand Der Begriff der Ehe im Grundgesetz und anderen Verfassungen, 2017, S. 4. 
4 Vgl. Fuhrmann: Die Diskussion über die Einführung der fakultativen Zivilehe in Deutschland und Öster-
reich seit Mitte des 19. Jahrhunderts, 1998, S. 39. 
5 Vgl. WD-BT: Sachstand Der Begriff der Ehe im Grundgesetz und anderen Verfassungen, 2017, S. 5. 
6 Vgl. Fuhrmann: Die Diskussion über die Einführung der fakultativen Zivilehe in Deutschland und Öster-
reich seit Mitte des 19. Jahrhunderts, 1998, S. 70. 
7 Ders. S. 160. 
8 Vgl. Fuhrmann: Die Diskussion über die Einführung der fakultativen Zivilehe in Deutschland und Öster-
reich seit Mitte des 19. Jahrhunderts, 1998, S. 78. 
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nicht verwunderlich, dass mit dem Begriff Ehe im BGB zum damaligen Zeitpunkt vo-

rausgesetzt wurde, dass lediglich die Gemeinschaft heterosexueller Partner gemeint 

sein kann.9 Dort verankert war die Ehe jedoch nur bis 1938, als durch die Eingliede-

rung Österreichs in das Deutsche Reich das Eheschließungsrecht und Scheidungs-

recht aus dem BGB herausgenommen wurden, um in einem separaten Ehegesetz ge-

regelt zu werden. Im Zuge einer Reform 1976 (Erstes Gesetz zur Reform des Ehe- und 

Familienrechts) wurden die scheidungsrechtlichen Bestimmungen des Ehegesetzes 

aufgehoben und wieder in das BGB übernommen. Nunmehr war das Eherecht im BGB 

als auch im Ehegesetz aufgeteilt. Unter anderem wurde dem Bundestag aus Gründen 

der Verwaltungsvereinfachung im Januar 1996 ein Gesetzesentwurf zur Neuordnung 

des Eheschließungsrechts vorgelegt, welcher im Mai 1998 beschlossen worden ist. 

Das Recht der Eheschließung ist wieder im BGB verankert und das Ehegesetz zum 1. 

Juli 1998 aufgehoben.10 Bereits Ende der 1990-er Jahre wird der Gedanke laut, auch 

andere Erscheinungsformen als die klassische Ehe zwischen Mann und Frau, wie etwa 

nichteheliche Lebensverbindungen oder die Partnerschaft Personen gleichen Ge-

schlechts, zu berücksichtigen.11 

2.1.2 Die gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft in Deutschland 

Ebenfalls soll nun ein kurzer Rückblick zur gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft 

in Deutschland gegeben werden. Das Verhältnis der Rechtsordnung zu homosexuellen 

Handlungen war seit Jahrtausenden bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts strafrechtlich 

geprägt.12 Im Jahr 1871 stellte das Reichsstrafgesetzbuch in § 175 die widernatürliche 

Unzucht zwischen männlichen Personen mit Gefängnis unter Strafe. Durch ein 

Reichsgesetz (Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuchs) im Juni 1935 wurde § 175 

StGB verschärft und vom Bundeverfassungsgericht im Mai 1957 für verfassungsge-

mäß erklärt. Erst 1969 wurde in der BRD die allgemeine Strafbarkeit homosexueller 

Handlungen unter erwachsenen Männern aufgehoben und in eine Jugendschutzvor-

schrift abgeändert sowie die Erweiterung § 175a (u.a. Verführung Jugendlicher) besei-

tigt. 1994 (in der DDR bereits 1988) wurde die homosexualbedingte Strafbarkeit abge-

schafft.13 Die Straflosstellung begünstigte die Bildung gleichgeschlechtlicher Partner-

schaften und in diesem Zusammenhang wuchs auch die Medienpräsenz von Homose-

                                                
9 Vgl. Wappler: Die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare, 
2015, S. 16 aus: Möller, Kai: Der Ehebegriff des Grundgesetzes und die gleichgeschlechtliche Ehe. Die 
öffentliche Verwaltung, 2005. 
10 Vgl. Fuhrmann: Die Diskussion über die Einführung der fakultativen Zivilehe in Deutschland und Öster-
reich seit Mitte des 19. Jahrhunderts, 1998, S. 27. 
11 Ders. S. 28. 
12 Vgl. Schüffner: Eheschutz und Lebenspartnerschaft, Eine verfassungsrechtliche Untersuchung des 
Lebenspartnerschaftsrechts im Lichte des Art. 6 GG, 2007, S. 50. 
13 Vgl. Rijsbergen: Der besondere Schutz von Ehe und Familie, Die verfassungsrechtliche Einordnung 
nichtehelicher Lebensgemeinschaften und Lebenspartnerschaften unter dem Blickwinkel des Verfas-
sungswandels, 2005, S. 87 f. 
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xuellenbewegungen. 1993 erklärte das Bundesverfassungsgericht jedoch, dass die 

Verschiedengeschlechtlichkeit zwischen Eheleuten ein prägendes Merkmal der Ehe 

sei.14 Jahrelange politische Diskussionen führten schließlich 2001 zur Einführung eines 

Lebenspartnerschaftsgesetzes, in welchem die rechtlich abgesicherte Partnerschaft für 

gleichgeschlechtliche Paare fixiert wurde. Eine entscheidende Rolle spielte hier die 

AKTION STANDESAMT. Es war eine Initiative homosexueller Paare, welche am 19. 

August 1992 bundesweit die Standesämter stürmten, um ihre Eheschließungen anzu-

melden. Die Aktion verschaffte langanhaltendendes mediales Aufsehen und rief die 

Rechte von Lesben und Schwulen fortan auf die politische Tagesordnung.15 Das Le-

benspartnerschaftsgesetz wurde 2002 vom Bundesverfassungsgericht als verfas-

sungsgemäß bewertet. In weiteren Jahren wurde die Lebenspartnerschaft an die Ehe 

angeglichen, insbesondere 2005 durch die Überarbeitung des LPartG, als eine Stief-

kindadoption ermöglich wird und Lebenspartner unterhalts- und güterrechtlich Eheleu-

ten gleichgestellt sind.16 

2.1.3 Weg zum Eheöffnungsgesetz 

1993 lehnte ein Kammerbeschluss17 des Bundesverfassungsgerichts die Verfassungs-

beschwerde eines gleichgeschlechtlichen Paares ab. Diese richtete sich gegen den 

Bescheid eines Standesbeamten, der den Erlass des Aufgebotes und die Vornahme 

der Eheschließung nicht stattgab. Das Urteil wurde nicht zuletzt damit begründet: „Das 

Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung entschieden, dass die Ehe 

nach Art. 6 Abs.1GG die Vereinigung von Mann und Frau zu einer Lebensgemein-

schaft ist.“18  

Daraus ergab sich, dass aus dieser Grundrechtsnorm ein Recht auf Eingehung einer 

Ehe mit einem gleichgeschlechtlichen Partner nicht hergeleitet werden konnte. Weiter-

hin ließ das Gericht jedoch verlauten, dass die Fortpflanzungsfähigkeit und das Her-

vorbringen von Kindern keine Merkmale für eine Ehe seien. Eine Eheöffnung war zum 

damaligen Zeitpunkt in Karlsruhe nicht beschlossen worden, allerdings überließen es 

die Richter den Gesetzgebern, einen künftigen Wandel des Eheverständnisses herbei-

zuführen. Dieser wurde durch den Erlass des LParG im Jahr 2001 realisiert. Durch das 

LParG und dessen verfassungsmäßige Anerkennung wurde ein Fundament für die 

gleichgeschlechtliche Ehe gelegt. Auch der gesellschaftliche Umschwung, indem bei-

spielsweise im allgemeinen Sprachgebrauch kein Unterschied zwischen „verheiratet“ 

und „verpartnert“ gemacht wurde und die Bevölkerung teilweise davon ausging , dass 
                                                
14 Vgl. BVerfG, Kammerbeschluss vom 04. Oktober 1993 – 1 BvR 640/93 –, juris Rn. 4. 
15 Vgl. Elpelasy (Webmaster LSVD): 1992 - Das Jahr, in dem wir die Standesämter stürmten, o.J. 
16 Vgl. Wappler: Die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paa-
re, 2015, S. 9. 
17 BVerfG, Kammerbeschluss vom 04. Oktober 1993 – 1 BvR 640/93 –, juris. 
18 BVerfG, 1 BvR 205/58–, BVerfGE 10, 59-89 m.w.N. 
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Eheleute oder Lebenspartner dieselben Rechte und Pflichten hätten, trug dazu bei, die 

rechtliche Gleichstellung homosexueller Paare voran zu treiben. Die Ehe stellt wie Fa-

milie eine dynamische Kategorie dar, welche dem steten Wandel unterworfen ist.19 

Jenen Ansichten verlieh das Bundesverfassungsgericht ab dem Jahr 2009 Ausdruck, 

in dem es einen Perspektivwechsel einnahm und im Zusammenhang mit der betriebli-

chen Hinterbliebenenversorgung im öffentlichen Dienst die Ungleichbehandlung von 

Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft als verfassungswidrig erklärte. In den 

Leitsätzen der Entscheidung vom 7. Juli 2009 heißt es: „Geht die Privilegierung der 

Ehe mit einer Benachteiligung anderer Lebensformen einher, obgleich diese nach dem 

geregelten Lebenssachverhalt und den mit der Normierung verfolgten Zielen der Ehe 

vergleichbar sind, rechtfertigt der bloße Verweis auf das Schutzgebot der Ehe gemäß 

Art. 6 Abs.1 GG eine solche Differenzierung nicht.“20 In Anbetracht dieser weichenstel-

lenden Entscheidung vollzog das Bundesverfassungsgericht seine Ansichten in diver-

sen Rechtsgebieten, insbesondere im Erbschaftssteuerrecht, der Einführung des Ehe-

gattensplittings für Lebenspartnerschaften, beamtenrechtlicher Familienzuschlag, 

Stiefkind - und Sukzessivadoption. Unterschiede dieser beiden Rechtsinstitute bestan-

den nunmehr eher sprachlicher Natur: Lebenspartner statt Ehegatten, Lebenspartner-

schaftsvertrag statt Ehevertrag, Versprechen statt Verlöbnis.21 Eine gemeinsame 

Adoption bleibt gleichgeschlechtlichen Paaren allerdings weiterhin verwehrt sowie der 

Zugang zu medizinischen Reproduktionstechniken (z.B. durch Kostenerstattung durch 

die Krankenkasse). Eher formell, jedoch nicht weniger triftig, ist, dass das einfachrecht-

liche Institut der Lebenspartnerschaft ebenso durch einfaches Gesetz wieder abge-

schafft werden kann, anders als die verfassungsrechtlich verankerte Ehe.22 Im Verlauf 

der 18. Legislaturperiode entstanden, wie auch bereits in anderen Legislaturperioden, 

Gesetzgebungsvorschläge durch Abgeordnete der Opposition und nicht zuletzt auf 

Initiative des Bundesrates nach Art. 77 Abs.1 Grundgesetz.23  

Im Bundestagswahlkampf 2017 wurde das Thema der Eheöffnung zu einem zentralen 

Punkt politischer Interessen. Auf ihren Parteitagen machten sowohl Bündnis 90/DIE 

GRÜNEN, SPD und FDP die Eheöffnung als Bedingung für mögliche Koalitionsver-

handlungen nach der Bundestagswahl am 24. September 2017 fest. Die nun unter 

Zugzwang stehende Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärte in einem Interview mit der 

Zeitschrift BRIGITTE die Frage nach der Eheöffnung zu einer Gewissensentscheidung. 

Nach dieser Formulierung wäre der Fraktionszwang aufgehoben. Darauf reagierten 

                                                
19 Vgl. BT-Drs. 18/6665, S. 9. 
20 BVerfG, Beschluss vom 07. Juli 2009 – 1 BvR 1164/07 –, BVerfGE 124, 199-235 -juris, Leitsatz 2. 
21 Vgl. Prüfer: Unterschied Ehe und eingetragene Lebenspartnerschaft o.J. 
22 Vgl. Wappler: Die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paa-
re, 2015, S. 10. 
23 Vgl. BT-Drs. 18/6665, S. 1. 
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Bündnis 90/DIE GRÜNEN, SPD und FDP und forderten in der letzten Sitzungswoche 

vor der Sommerpause die Abstimmung über den Gesetzesentwurf des Bundesrates. 

Nachdem der Rechtsausschuss des Bundestages seine Empfehlung für das Gesetz 

äußerte, stimmten am 30. Juni 2017 393 Abgeordnete für die Gleichstellung, 226 da-

gegen und vier enthielten sich. Die Eheöffnung in Deutschland galt damit als beschlos-

sen.24  

Der Bundesrat billigte das Gesetz am 7. Juli 2017 und dieses wurde nach Unterzeich-

nung durch den Bundespräsidenten Steinmeier am 28. Juli 2017 im Bundesgesetz-

blatt25 verkündet. Das Gesetz trat am 1. Oktober 2017 in Kraft. Es handelt sich bei die-

sem Gesetz nach Art. 77 Abs. 2 GG um ein Einspruchsgesetz, der Vermittlungsaus-

schuss wurde jedoch nicht einberufen.26 Grundsätzlich gelten alle Gesetze als Ein-

spruchsgesetze, wenn sie nicht ausdrücklich als Zustimmungsgesetz nach Art. 77 

Abs.2 i.V.m. Art. 73 Abs.2, Art. 74 Abs.2 GG deklariert sind. Obwohl der Freistaat Bay-

ern in Erwägung zog, vor dem Bundesverfassungsgericht zu klagen, unterließ er es 

aufgrund der geringen Aussicht auf Erfolg. 

2.2 Der Ehebegriff im Grundgesetz 

In unzähligen Büchern und Abhandlungen wurde in den vergangenen Jahrzehnten die 

Verfassungsmäßigkeit der gleichgeschlechtlichen Ehe erörtert. Seit dem Eheöff-

nungsG, welches ohne eine Verfassungsänderung in Kraft getreten ist, steht fest, dass 

die gleichgeschlechtliche Ehe verfassungskonform ist. Von 1949-2017 hat sich dieser 

Bedeutungswandel des Ehebegriffs in seinen Ausprägungen und damit auch die Aus-

legung des Art. 6 Abs.1 GG, deutlich bemerkbar gemacht. Sicherlich gibt es weiterhin 

kontroverse Meinungen zu diesem Thema, aber es wird deutlich: ein Verfassungsbe-

griff kann sich wandeln. Wie genau sich der Wandel in der Rspr. vollzogen hat, soll hier 

nicht erläutert werden. Vielmehr wird der Ehebegriff umrissen. 

Das Wort „Ehe“ hat seine Wortherkunft von „mittelhochdeutsch ē[we] bzw. dem alt-

hochdeutschen Wort ēwa und bedeutet sinngemäß (seit ewigen Zeiten geltendes) 

Recht, Gesetz“.27 Im 8. Jahrhundert entwickelte sich daraus allgemein gebräuchlich die 

personale Lebensgemeinschaft zwischen Mann und Frau. Die Ursprünge sind jedoch 

bis um 1000 n. Chr. zurück zu verfolgen, wo die Ehe als institutionelle Verbindung zwi-

schen verschiedenen Geschlechtern angesehen wurde.28 Das Grundgesetz beinhaltet 

keine Definition von Ehe. Es normiert in Art. 6 Abs.1, dass Ehe und Familie unter be-
                                                
24 Vgl. Mangold: Stationen der Ehe für alle in Deutschland, 2018. 
25 BGBl. Teil I, Nr. 52, 2017. 
26 Vgl. BR-Drs. 539/17. 
27 Duden: Das Herkunftswörterbuch, Etymologie der deutschen Sprache. Die Geschichte der deutschen 
Wörter bis zur Gegenwart, 2007, S. 170. 
28 Vgl. Schüffner: Eheschutz und Lebenspartnerschaft. Eine verfassungsrechtliche Untersuchung des 
Lebenspartnerschaftsrechts im Lichte des Art. 6 GG, 2007, S. 127. 
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sonderem Schutz der staatlichen Ordnung stehen.29 Grundrechtsträger können dem-

gemäß nur natürliche Personen sein. Ehe meint i.d.R. eine auf Dauer angelegte Bezie-

hung verschiedenen Geschlechts, welche unter Mitwirkung des Staates als Beistands- 

und Verantwortungsgemeinschaft gegründet wird.30 Es gilt die Einehe, welche unter 

bestimmten rechtlichen Vorschriften und durch freien Entschluss eingegangen wird. 

Eine Scheidung wiederum ist ebenfalls möglich.31 Seit 2017, durch Änderung des 

BGB, ist auch die gleichgeschlechtliche Ehe möglich.32 Um nachvollziehen zu können 

wieso es keine Begriffsdefinition gibt, muss auf die Entstehung des Grundgesetzes 

hingewiesen werden. Dieses wurde am 8. Mai 1949 durch den parlamentarischen Rat 

verabschiedet und zuvor durch diesen neun Monate lang in Bonn ausgearbeitet.33 Es 

ist anzumerken, dass das still vorausgesetzte Leitbild einer Ehe neben der Ver-

schiedengeschlechtlichkeit auch klare Geschlechterrollen beinhaltete. Man ging von 

der Unauflöslichkeit der Ehe aus, Scheidung war nur in Ausnahmefällen und mit trifti-

gen Gründen erlaubt, homosexueller Geschlechtsverkehr stand unter Strafe.34 Der 

parlamentarische Rat hielt daher eine Definition scheinbar für überflüssig, für ihn war 

der Ehebegriff selbstredend eine verschiedengeschlechtliche Lebensgemeinschaft, 

deren Öffnung nicht erwogen wurde.35 Der Ehebegriff ist schwer zu fassen, unterliegt 

aber dem staatlichen Schutz, welcher im allgemeinen Grundrechtsteil der Verfassung 

normiert ist. Der Schutz der Ehe umfasst drei Dimensionen: das Freiheitsgrundrecht, 

respektive die Eheschließungsfreiheit, die Institutsgarantie und die wertentscheidende 

Grundsatznorm.36 Die Eheschließung sowie das Führen einer Ehe sind Teil der perso-

nalen Entfaltungsfreiheit des Einzelnen in der Gesellschaft.37 Die Hauptbedeutung der 

Ehe ist daher individuell und entsteht vorwiegend aus dem Eigenwert für die Eheleute 

selbst.38 Hinzu kommt die Eheschließungsfreiheit, die Eingehung einer Ehe mit einem 

selbst gewählten Partner, die Auflösung dieser oder die Wahl der Anzahl möglicher 

Kinder.39 In diesem Zusammenhang ist der Staat bezüglich Ehehindernisse zur Zu-

                                                
29 Ders. S. 125. 
30 Vgl. Haydn-Quindeau: NVWZ 4/2018, S. 206. 
31 Vgl. Antoni in: Wolff: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Handkommentar, 12. Auflage, 
Rn. 5. aus: BVerfG, Beschluss vom 07. Oktober 1970 – 1 BvR 409/67 –, BVerfGE 29, 166-178. 
32 Vgl. Antoni aus: Wolff: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Handkommentar, 12. Auflage, 
Art. 6, Rn. 5. 
33 Vgl. Weber-Fas: Der Verfassungsstaat des Grundgesetzes. Entstehung-Prinzipien-Gestalt, 2002, S. 36. 
34 Vgl. Wappler: Die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paa-
re, 2015, S. 20. 
35 Vgl. Rijsbergen: Der besondere Schutz von Ehe und Familie. Die verfassungsrechtliche Einordnung 
nichtehelicher Lebensgemeinschaften und Lebenspartnerschaften unter dem Blickwinkel des Verfas-
sungswandels, 2005, S. 127. 
36 Vgl. Wappler: Die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paa-
re, 2015, S. 17. 
37 Vgl. Schmitt: Art. 6 Abs.1 und die gleichgeschlechtliche Ehe, 2015, S. 3 aus: Robbers in: Man-
goldt/Klein/Starck: Kommentar zum Grundgesetz, Art. 6 Abs.1 Rn. 37, 6. Auflage 2010. 
38 Vgl. Schmitt: Art. 6 Abs.1 und die gleichgeschlechtliche Ehe, 2015, S. 2 aus Robbers in Man-
goldt/Klein/Starck: Kommentar zum Grundgesetz, Art. 6 Abs.1 Rn. 34, 6. Auflage 2010. 
39 Vgl. Antoni in Wolff: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Handkommentar, 12. Auflage, 
Rn. 8. aus: BVerfG, Beschluss vom 14. November 1973 – 1 BvR 719/69 –, BVerfGE 36, 146-174. 
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rückhaltung aufgefordert.40 Lediglich “sachliche, verstandesmäßig fassbare Gründe”41 

rechtfertigen ein Eheverbot.  

Weiterhin beinhaltet der Ehebegriff die Institutsgarantie, auch Einrichtungsgarantie, die 

rechtliche Unterstützung der Grundrechtsgewährleistung. Darunter versteht man aus-

gestaltungsbedürftige Verfassungsnormen, welche durch den Gesetzgeber errichtet 

werden müssen, unter Beachtung der Verfassung aber nicht ausgehöhlt werden dür-

fen. So sind staatliche Maßnahmen, die auf die Abschaffung der Institution abzielen 

können, verboten, aber es bietet sich ein Gestaltungsspielraum. Die Institutsgarantie 

umfasst eine Sphäre der privaten Lebensgestaltung, die staatlichen Einwirkungen nicht 

unterliegt.42 Demgemäß schützt das Grundgesetz die Ehe unabhängig davon, ob aus 

dieser Kinder hervorgehen. Es schützt die Beistands- und Verantwortungsgemein-

schaft.43 Die Ehe stellt zudem eine wertentscheidende Grundsatznorm für den “gesam-

ten Bereich des Ehe und Familie betreffenden privaten und öffentlichen Rechts”44 dar. 

Es wird damit wiederum die Verstärkung des Grundrechts bezweckt. Gemäß Rspr. soll 

alles unterlassen werden, was die Ehe beeinträchtigen könnte und es ist oberstes Ge-

bot, sie zu fördern.45 Der Förderauftrag der Ehe wird aus ihrem besonderen Schutz 

abgeleitet, wobei Art und Umfang dem Ermessen und den Möglichkeiten des Gesetz-

gebers unterliegen. Es lassen sich hieraus keine konkreten Ansprüche auf bestimmte 

staatliche Leistungen ableiten.46  

Im Jahr 2017 wurde die Eheöffnung vollzogen. “Ein gewandeltes Rechtsverständnis 

kann auch Auswirkungen auf die Interpretation einer Verfassungsnorm haben”47. Den 

gesellschaftlichen Gepflogenheiten soll Rechnung getragen werden.48 Es hat sich hier 

ein stiller Verfassungswandel vollzogen, in Abgrenzung von einer förmlichen Verfas-

sungsänderung. Anhand der Entstehungsgeschichte der Ehe und des Grundgesetzes 

ist zu erkennen, dass der Ehebegriff nicht von vornherein auf ein breites Bedeutungs-

                                                
40 Vgl. Antoni in Wolff: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Handkommentar, 12. Auflage, 
Art. 6, Rn. 8. 
41 Schmitt: Art.6 Abs.1 GG und die gleichgeschlechtliche Ehe, 2015, S. 5. aus: BVerfG, Beschluss vom 14. 
November 1973 – 1 BvR 719/69 –, BVerfGE 36, 146-174. 
42 Vgl. Antoni in Wolff: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Handkommentar, 12. Auflage, 
Art. 6, Rn. 10 aus: BVerfG, Beschluss vom 17. Januar 1957 – 1 BvL 4/54 –, BVerfGE 6, 55-84. 
43 Vgl. BT-Drs. 18/6665, S.7. 
44 Hesse: Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 1995, S. 198. 
45 Vgl. Schmitt: Art. 6 Abs.1 GG und die gleichgeschlechtliche Ehe, 2015, S. 24. aus: BVerfG, Beschluss 
vom 07. Mai 2013 – 2 BvR 909/06 –, BVerfGE 133, 377-443. 
46 Vgl. Antoni in Wolff: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Handkommentar, 12. Auflage, 
Rn. 12. aus: BVerfG, Beschluss vom 06. Mai 1975 – 1 BvR 332/72 –, BVerfGE 39, 316-333. 
47 Schmitt: Art. 6 Abs.1 GG und die gleichgeschlechtliche Ehe, 2015, S. 10 aus: Berning, in: Becker/Lange: 
Linien der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes Bd.3, 2014. 
48 Vgl. Rijsbergen: Der besondere Schutz von Ehe und Familie, Die verfassungsrechtliche Einordnung 
nichtehelicher Lebensgemeinschaften und Lebens-partnerschaften unter dem Blickwinkel des Verfas-
sungswandels, 2005, S. 139. 
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spektrum und eine zeitabhängige Gestaltung ausgelegt war. Verfassungswandel ist 

Rechtsfortbildung des BVerfG unter den Maßstäben der Verfassung selbst.49 

Die Dimensionen des Ehebegriffs sind ausgeweitet, der angesprochene Gestaltungs-

spielraum bezüglich der Einrichtungsgarantie zugunsten Homosexueller wahrgenom-

men. Die Verschiedengeschlechtlichkeit ist offensichtlich kein prägendes Merkmal 

mehr der Ehe, das Rollenverständnis der Väter des Grundgesetzes ebenso wenig. Die 

Frage, ob die Ehe durch diesen Wandel vielleicht ausgehöhlt wird, wird unter 3.6 Lö-

sungsmöglichkeiten zur Problematik der zweiten Elternstelle, besprochen. 

2.3 Die Eheöffnung – gesetzliche Grundlagen 

2.3.1 Das Eheöffnungsgesetz  

Das EheöffnungsG ermöglicht gleichgeschlechtlichen Paaren die Ehe miteinander ein-

zugehen. Es gliedert sich in drei Artikel, welche im Folgenden chronologisch dargestellt 

werden, da dieses Gesetz einen zentralen Punkt des Themas bildet. 

Artikel 1 benennt die Änderungen im BGB. Dem § 1309 BGB wird ein dritter Absatz 

angefügt. Absatz 1 dieses Paragrafen besagt, dass ein Ehefähigkeitszeugnis des Staa-

tes vorliegen muss, dem ein Ausländer angehört, der in Deutschland heiraten möchte. 

Durch Absatz 3 gilt für die gleichgeschlechtliche Ehe nun eine Ausnahme, da viele 

Staaten das Institut der gleichgeschlechtlichen Ehe nicht kennen. Durch das Umset-

zungsG gibt es in diesem Zusammenhang eine erneute Änderung, erläutert auf Seite 

17. Weiterhin werden § 1353 Abs.1 BGB die “berühmten” sieben Worte “[...] von zwei 

Personen verschiedenen oder gleichen Geschlechts [...]” eingefügt, eine konkrete Klar-

stellung für die Anerkennung der gleichgeschlechtlichen Ehe in Deutschland. Der zwei-

te Artikel des EheöffnungsG befasst sich mit der Änderung weiterer Gesetze. Das 

LPartG wird um Abschnitt 5 “Umwandlung einer Lebenspartnerschaft in eine Ehe” er-

weitert und hierfür § 20a eingeschoben. Er benennt die Formalien (u.a. die persönliche, 

gleichzeitige Anwesenheit der Erklärenden). Mit der Umwandlung der eingetragenen 

Lebenspartnerschaft sorgt der Gesetzgeber dafür, dass eine Ehe ohne ein einjähriges 

Getrenntleben eingegangen werden kann und die Lebenspartnerschaft zuvor nicht 

aufgehoben wird (zum Vergleich: nach § 1565 Abs.2 BGB kann eine Ehe erst nach 

einjährigem Getrenntleben geschieden werden). Dies würde hier jedoch eine unbillige 

Härte darstellen, somit ist eine direkte Umwandlung möglich). Ebenfalls wird das PStG 

novelliert, indem Inhaltsübersichten sowie Abschnittsüberschriften angepasst werden. 

§ 17a PStG erscheint in diesem Zusammenhang neu. Bei Anmeldung der Umwand-

lung muss ein Nachweis über das Bestehen der Lebenspartnerschaft durch öffentliche 
                                                
49 Vgl. Badura in Isensee/Kirchhof (Hrsg.): Handbuch des Staatsrechts Band 7, Zehnter Teil, Die Normati-
vität des Grundgesetzes § 160 Verfassungsänderung, Verfassungswandel, Verfassungsgewohnheitsrecht 
S. 63, Rn. 13. 
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Urkunden erbracht werden und zu bisher geltenden Bestimmungen über die Ehe-

schließung treten Änderungen hinzu, wie der Verzicht auf Prüfung der Ehevorausset-

zungen und Nachweis der Auflösung einer bisherigen Lebenspartnerschaft oder Ehe 

vor Begründung der Lebenspartnerschaft. Ebenfalls wird Art. 17b EGBGB geändert, 

indem dieser nun auch für gleichgeschlechtliche Paare entsprechend gilt. Für im Aus-

land eingetragene Lebenspartnerschaften erübrigt sich eine gegenstandslose Kap-

pungsregelung. Artikel 3 EheöffnungsG regelt das Inkrafttreten des Gesetzes, welches 

erst circa drei Monate nach dem Beschluss ist, um den Standesämtern die nötige Vor-

arbeit zu gewährleisten. Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens ist es nicht mehr möglich, 

eine Lebenspartnerschaft zu begründen (Art. Abs.3). Darüber hinaus trifft der Artikel in 

Absatz 2 die wichtige Aussage, dass die Ehegatten nach der Umwandlung der Leben-

spartnerschaft in eine Ehe die gleichen Rechte und Pflichten haben, “[...] als ob sie am 

Tag der Begründung der Lebenspartnerschaft geheiratet hätten”.50 Dadurch soll die bis 

dato bestehende Ungleichbehandlung, welche sowohl durch deutsche als auch euro-

päische Rechtsprechung bemängelt wurde, rückwirkend beseitigt werden. 

2.3.2 Das UmsetzungsG 

Wichtigster Bestandteil des EheöffnungsG ist, dass seit Inkrafttreten des Gesetzes 

neue Lebenspartnerschaften nicht mehr begründet werden, sondern diese in eine Ehe 

umgewandelt werden können (sowie die Möglichkeit der Eheschließung ohne vorheri-

ge eingetragene Lebenspartnerschaft an sich). Um diese Umwandlungen einheitlich zu 

gewährleisten, Unklarheiten, besonders für die Verwaltung, zu beseitigen und nun 

mehr unzutreffende Regelungen aufzuheben, wird das UmsetzungsG ausgearbeitet. 
Darin werden unter anderen nötigen Angleichungen im Ehe -und Lebenspartner-

schaftsrecht vorgenommen. Darauf drängt bereits im August 2017 eine kleine Anfrage 

verschiedener Abgeordneter, welche den hohen Anpassungsbedarf verschiedenster 

Gesetze, Vorschriften und technischer Lösungen bemängeln.51 

2.3.2.1 Umwandlung der Lebenspartnerschaft in eine Ehe 

Insbesondere werden personenstandsrechtliche Vorschriften angepasst. Im Mittelpunkt 

steht hierbei die Umwandlung der Lebenspartnerschaft in eine Ehe gemäß § 20a 

LPartG. Der Paragraf wurde komplett neu gefasst wird und setzt folglich eine wirksam 

begründete Lebenspartnerschaft voraus. Die Lebenspartnerschaft wird durch die Ehe 

konsumiert, also nach der Umwandlung als Ehe fortgeführt, die an die Ehe geknüpften 

Rechte und Pflichten werden an den Tag der Begründung der Lebenspartnerschaft 

gebunden. Nach Abs.1, S.1, 2 i.v.m § 17a PStG gelten die Vorschriften über die Ehe-

                                                
50 BT-Drs. 18/6665, Besonderer Teil S. 10. 
51 Vgl. BT-Drs. 18/13274. 
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schließung und die personenstandsrechtlichen Bestimmungen der Ehe entsprechend. 

Ein Ehefähigkeitszeugnis (§ 1309 Abs.1 BGB) ist künftig nicht mehr erforderlich, wenn 

ein Ausländer in Deutschland eine gleichgeschlechtliche Ehe eingehen will, sein Hei-

matstaat dies jedoch nicht vorsieht, da hier nach § 17b Abs.4 EGBGB das Recht des 

registerführenden Landes zur Anwendung kommt. Daher entfällt § 1309 Abs.3 BGB. Im 

Fall der Umwandlung der Lebenspartnerschaft wird eine Folgebeurkundung im Ehere-

gister über die bisherige Lebenspartnerschaft vorgenommen (§ 17a Abs.3 PStG) und 

gleichzeitig eine Folgebeurkundung im Lebenspartnerschaftsregister über die Um-

wandlung (§ 17 PStG). Danach wird das Lebenspartnerschaftsregister nicht fortgeführt. 

Eine wirksame Eheschließung ohne gleichzeitige Umwandlung der bestehenden Le-

benspartnerschaft ist nicht möglich. Die Wirksamkeitshindernisse nach § 1 Abs.3 

LPartG sind nicht kongruent zu den Eheverboten des BGB. Man kann sich für diesen 

Fall zwar die Eheschließungsvoraussetzungen nach § 1310 BGB zu Rate ziehen, eine 

konkrete gesetzliche Klarstellung sollte aber trotzdem vorgenommen werden. Ebenso 

ist ungeklärt, ob ein erneuter Ehename bestimmt werden kann, wenn es bereits einen 

Lebenspartnerschaftsnamen gegeben hat, oder wie mit geschlossenen Lebenspartner-

schaftsverträgen umzugehen ist. 

2.3.2.2 Ausgewählte inhaltliche Aspekte des UmsetzungG 

Dennoch ist Sinn und Zweck des UmsetzungsG, auftretende Fragen zur Eheöffnung 

nicht der Rechtsprechung zu überlassen. Auf für die Thesis ausgewählte Aspekte, die 

im Bezug zum Eheöffnungsgesetz stehen, wird nun näher eingegangen. 1 LPartG re-

gelt den Anwendungsbereich des Gesetzes neu, da ab dem 1. Oktober 2017 keine 

Lebenspartnerschaften mehr begründet werden können. In der Folge findet das Gesetz 

Anwendung auf begründete Partnerschaften vor dem 1. Oktober 2017 sowie im Aus-

land begründete Partnerschaften, die deutschem Recht unterliegen. Eine weitere An-

gleichung des LPartG, § 20a LPartG, wurde zuvor ausführlich beschrieben. 

Da Art. 17b EGBGB nun auch für gleichgeschlechtliche Ehen gilt, unterliegen diese 

Ehen den Sachvorschriften des registerführenden Staates. In diesem Zusammenhang 

ist die Handhabung unterschiedlich, ob eine deutsche Umwandlung einer ausländi-

schen Lebenspartnerschaft auch im jeweiligen Land anerkannt wird. 

Das UmsetzungsG bringt, wie bereits angeführt, zudem Neuerungen im PStG hervor. 

Es ist seit Inkrafttreten der Eheöffnung in Deutschland nicht mehr möglich, eine Leben-

spartnerschaft zu begründen. Möchte ein Deutscher im Ausland dennoch eine Lebens-

partnerschaft schließen, benötigt er ein Lebenspartnerschaftsfähigkeitszeugnis nach 

deutschem Recht, was ihm durch Novellierung von § 39 Abs.4 PStG ermöglicht wird. 
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Die Beurkundung dieser im Ausland geschlossenen Lebenspartnerschaft in Deutsch-

land regelt § 35 PStG. 

Zudem ist die Änderung von § 21 Abs.1 Nr.4 zu erwähnen: “Im Geburtenregister wer-

den beurkundet: [...] die Vornamen und die Familiennamen der Eltern, ihr Geschlecht 

[...].“ Damit wird nun das Personenstandsmerkmal Geschlecht beider Eltern wie bereits 

in anderen Registern, dokumentiert. Notwendig ist dies, da aus der Geburtsanzeige 

des Krankenhauses das Geschlecht der Eltern nicht immer eindeutig erkennbar ist und 

aufgrund dessen die Ehefrau der Mutter des Kindes fälschlicherweise als Vater einge-

tragen werden könnte. Nach § 1592 Nr.1 BGB ist der Ehemann der Frau, welche das 

Kind geboren hat, automatisch Vater des Kindes (Vaterschaftsvermutung). Da die der-

zeitige Rechtslage eine analoge Anwendung des Paragrafen bei lesbischen Ehepaaren 

nicht vorsieht, soll durch die Aufnahme des Geschlechts des Elternteils in den Ge-

burtseintrag des Kindes, eine fehlerhafte Eintragung verhindert werden. 

Notwendigerweise werden in jeglichen Gesetzen begriffliche Änderungen vorgenom-

men, wo unter dem Ehebegriff allein die Verbindung verschiedengeschlechtlicher Paa-

re verwendet wird. Das Gesetz trat am 22. Dezember 2018 in Kraft. Abstammungs-

rechtliche Novellierungen sind keine zu verzeichnen. 

2.4 Eheöffnung im Ausland 

Als erstes Land der Welt öffnen die Niederlande am 1. April 2001 die Ehe für gleichge-

schlechtliche Paare. Zuvor hatte Dänemark als Vorreiter bereits 1989 die eingetragene 

Lebenspartnerschaft eingeführt. Inzwischen ist die gleichgeschlechtliche Ehe europa-

weit in 16 Staaten rechtlich legitimiert. Als aktuelles Beispiel ist Österreich zu nennen, 

da es die Eheöffnung durch eine Entscheidung des hiesigen Bundesverfassungsge-

richts seit dem 1. Januar 2019 erlaubt.52  

Die rechtliche Situation bezüglich dieses Themas ist in Europa dennoch heterogen. So 

sind gleichgeschlechtliche Ehen oder Lebenspartnerschaften in osteuropäischen Län-

dern wie Polen oder Weißrussland rechtlich nicht abgesichert. Außerhalb von Europa 

haben derzeit weitere zehn Länder die gleichgeschlechtliche Ehe zugelassen, darunter 

sieben amerikanische Länder (in Mexiko abhängig vom jeweiligen Bundesstaat), Neu-

seeland, Australien und Südafrika.53  

In zahlreichen Ländern, welche vorwiegend muslimisch geprägt sind, stehen bereits 

gleichgeschlechtliche Beziehungen und Homosexualität allgemein unter strafrechtlicher 

                                                
52 Vgl. Elpelasy (Webmaster LSVD), Öffnung der Ehe weltweit, o.J. 
53 Vgl. Henkel: Von der eingetragenen Lebenspartnerschaft über die "Homo-Ehe" zur "Mariage pour tous" 
– die Gleichstellung homosexueller Paare in Europa, 2013. 
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Verfolgung, teilweise wird die Todesstrafe verhängt.54 Da die gleichgeschlechtliche 

Ehe in einigen Staaten eher möglich war als in Deutschland, gaben sich des Öfteren 

homosexuelle Paare ihr Eheversprechen im Ausland. Diese wurden in Deutschland 

allerdings als Lebenspartnerschaft im Lebenspartnerschaftsregister eingetragen. Nun, 

da in Deutschland die gleichgeschlechtliche Ehe anerkannt ist, schien es fraglich, wie 

sich frühere ausländische Eheschließungen auf deutsche Eheleute auswirken, denn 

anders als bei der Eheschließung verschiedengeschlechtlichen Paare, wobei für jeden 

Verlobten das Recht anwendbar ist, dessen Staat er angehört, gilt für die gleichge-

schlechtliche Ehe das Recht des registerführenden Staates.55 

2.5 Anwendungshinweise in der Übergangszeit 

Dazu erließ das Bundesministerium des Innern am 25. September 2017, bevor das 

Eheöffnungsgesetz am 1. Oktober 2017 in Kraft trat, ein Rundschreiben mit Anwen-

dungshinweisen.56 In diesem Schreiben kategorisierte es sechs Fälle der im Ausland 

begründeten Lebenspartnerschaften oder im Ausland geschlossenen Ehen gleichge-

schlechtlicher Paare vor und nach Inkrafttreten des Eheöffnungsgesetzes. Diese An-

wendungshinweise stehen stellvertretend für eine Vielzahl solcher, welche zwischen 

Juli und Oktober 2017 die Standesämter erreichen und zeigen die Dimension, welche 

sich durch das EheöffnungsG auftun. Da das Eheöffnungsgesetz letztlich in rasantem 

Tempo beschlossen worden war, regelte das Bundesministerium des Innern die Um-

setzung in der Übergangszeit, bis das UmsetzungsG verabschiedet wurde. Weiterhin 

wurden im Verlauf des Jahres 2018 auch die Softwaresysteme der Standesämter an-

gepasst. Bis dahin stand ein gleichgeschlechtlicher Ehepartner mit formal falschem 

Geschlecht im Eheregister. 

2.6 Zwischenergebnis zum ersten Teil der Arbeit 

Bis Oktober 2018, also innerhalb des ersten Jahres seit der Eheöffnung, haben bun-

desweit circa 7000 gleichgeschlechtliche Paare ihre Lebenspartnerschaft in eine Ehe 

umgewandelt und circa 3000 gleichgeschlechtliche Paare ihre Ehe neu begründet. Als 

Beispiel für den Freistaat Sachsen ist Leipzig zu nennen, wo knapp ein Fünftel der 

Eheschließungen im genannten Zeitraum durch gleichgeschlechtliche Paare geschlos-

sen wurden.57 

Im Oktober 2018 beantwortete die Bundesregierung eine Anfrage, in welcher sie dazu 

Stellung nahm, inwieweit die Planung bezüglich der fehlenden Abstammungsanglei-

chungen fortgeschritten sei und wie die Empfehlungen des ArbKrAR Umsetzung fin-
                                                
54 Vgl. WD-BT: Sachstand, Der Begriff der Ehe im Grundgesetz und anderen Verfassungen, 2017, S. 11. 
55 Vgl. BT-Drs. 19/4670, S.19. 
56 RdSchr. d. BMI 2. Ergänzung der Anwendungshinweise zur Umsetzung des vorgenannten Gesetzes v. 
25.9.2017. 
57 Vgl. Mitteldeutscher Rundfunk: Ein Jahr Ehe für alle, 2018. 
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den: Der Reformbedarf des Abstammungsrecht werde derzeit durch das Bundesminis-

terium der Justiz und für Verbraucherschutz geprüft, eine Meinungsbildung zu den 

Empfehlungen des Arbeitskreises habe noch nicht stattgefunden. Dies zeigt einerseits, 

dass die gleichgeschlechtliche Ehe in der praktischen Umsetzung angekommen ist und 

gelebt wird, andererseits ihre abstammungsrechtlichen Auswirkungen, auf welche sich 

der zweite Teil der vorliegenden Arbeit bezieht.58 

3 Folgen der Eheöffnung 

Im folgenden Teil dieser Arbeit werden familienrechtliche Aspekte, welche bisher un-

geklärte Folgefragen zur Eheöffnung beinhalten, betrachtet. Auf den ersten Blick er-

scheint es verblüffend einfach: durch die Eheöffnung ist nun auch das Adoptionsrecht 

für gleichgeschlechtliche Ehepaare geregelt, Ehepaare können Kinder nur gemeinsam 

annehmen und § 1741 Abs.2 S.2 BGB spricht neutral von Ehegatten. Der Umweg über 

die Stiefkindadoption ist hier nicht mehr notwendig.59 Was aber passiert, wenn ein Kind 

in eine gleichgeschlechtliche Ehe hineingeboren wird? Welche Regelungen kommen 

im Abstammungsrecht zur Anwendung? 

3.1 Begriffsklärungen 

3.1.1 Abstammung 

Rechtlich ist die Abstammung, also die (natürliche) Herkunft eines Kindes und das fa-

milienrechtliche Rechtsverhältnis, im zweiten Abschnitt des vierten Buches in den §§ 

1591 ff. BGB geregelt. Das Kind hat folglich eine bestimmte Mutter und einen bestimm-

ten Vater.60 

3.1.2 Adoption 

Durch Adoption kann dieses Rechtsverhältnis geändert werden. Diese ist ebenfalls im 

vierten Buch des BGB sowie im Adoptionsvermittlungsgesetz geregelt. Im Gegensatz 

zur einfachgesetzlichen Abstammung eines Kindes, bedarf es hier einer gerichtlichen 

Kindeswohlprüfung. Die Adoption in Deutschland ist ein langer Prozess: oberstes Ge-

bot ist das Kindeswohl. Es müssen gewisse Voraussetzungen erfüllt sein, unter ande-

rem eine Altersuntergrenze von 25 Jahren, die Freigabe des Kindes zur Adoption oder 

offiziell anerkannte Adoptionsvermittlungsstellen wie Jugendämter. Durch diese wer-

den die Bewerber umfassend (sechs-zwölf Monate) auf Eignung geprüft. In die Bewer-

tung fließen insbesondere Wohn- und Vermögensverhältnisse, Erziehungsfähigkeit 

oder die charakterlichen Eigenschaften der Wunsch-Adoptierenden ein, natürlich im-
                                                
58 Vgl. BT-Drs 19/4892, S. 3 
59 Vgl. Wappler: Die Öffnung der Ehe und ihre Folgen – Hinweise für eine erfolgreiche Begleitung ihrer 
Umsetzung, 2018, S. 5. 
60 Vgl. Köbler: Juristisches Wörterbuch für Studium und Ausbildung, 2007, S. 5. aus: Dornhauser: Das 
Recht des Kindes auf Kenntnis seiner genetischen Abstammung, 1996. 
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mer in Abgleich mit den Bedürfnissen des Kindes. Eine Probezeit, die sogenannte 

Adoptionspflege (i.d.R. ein Jahr), muss von den infrage kommenden Eltern absolviert 

werden. Da einem Adoptivkind regelmäßig eine große Zahl von Bewerbern gegen-

übersteht, sind jahrelange Wartezeiten keine Seltenheit.61 

3.1.3 Rechtslage vor dem Eheöffnungsgesetz 

Die Rechtslage besagte vor dem EheöffnungsG, dass eine gemeinsame Adoption nur 

Ehepaaren vorbehalten ist (§ 1741 Abs.2 BGB). Daneben gab es die Option der Stief-

kindadoption (§ 1741 Abs.2, S.3, § 1754 BGB). Diese regelt, dass ein Ehegatte das 

Kind seines Ehegatten annehmen kann und somit die rechtliche Stellung eines ge-

meinschaftlichen Kindes entsteht. Nach § 9 Abs.7 LPartG galt dies auch für eingetra-

gene Lebenspartner, allerdings nur bei leiblichen Kindern. Eine Kettenadoption, indem 

Lebenspartner ein Kind adoptieren, das der andere bereits adoptiert hat, war unzuläs-

sig. Ehepaaren hingegen ist es erlaubt.62 Seit Mai 2014 wird eingetragenen Lebens-

partnern auch die sogenannte Ketten - bzw. Sukzessivadoption ermöglicht.63 Durch die 

Eheöffnung 2017 wird die gemeinsame Adoption nun auch für gleichgeschlechtliche 

Ehepaare zugänglich (§ 1741 Abs.2 BGB). 

3.2 Der Fall 

Im vergangenen Jahr hat sich in Sachsen ein bedeutungsvoller Fall ereignet, welcher 

mit einem Beschluss des BGH vom 10. Oktober 2018 endete. Zuvor hatte der Fall als 

erste Instanz das AG Chemnitz, zweitinstanzlich das OLG Dresden, beschäftigt.  

Zwei Frauen lebten seit Mai 2014 in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft und lie-

ßen diese am 12. Oktober 2017 in eine Ehe umwandeln. Am 3. November 2017 brach-

te eine der Frauen ein Kind zur Welt, welches durch künstliche Befruchtung eines Sa-

menspenders einer Samenbank (dieser verzichtet darauf, rechtliche Stellung des Va-

ters einzunehmen), entstanden ist. Die Frau wurde als Mutter im Geburtenregister ein-

getragen, ihre Ehefrau nicht. Die Ehepartnerin der Frau, welche das Kind auf die Welt 

brachte, begehrte die Berichtigung des Geburtseintrages, mithin die Eintragung ihrer 

Mit-Mutterschaft, in das Geburtenregister des Kindes, da dieses in der Ehe geboren 

war. Ihr Ziel war es, das gemeinsame Sorgerecht, ohne eine gesonderte Adoption zu 

erhalten. Die Stiefkindadoption ist die bisherige Möglichkeit, welche ihr gesetzlich ge-

boten ist.64 Das zuständige Standesamt lehnte dies jedoch ab, woraufhin das AG 

Chemnitz die Anweisung erteilte, eine “weitere Mutter” einzutragen. Daraufhin legten 

das zuständige Standesamt (hielt Entscheidung für falsch) und die Standesamtsauf-
                                                
61 Vgl. WD-BT: Sachstand Zum Adoptionsverfahren in Deutschland, 2016, S. 4 f. 
62 Vgl. Grehl: Das Adoptionsrecht gleichgeschlechtlicher Paare unter verfassungsrechtlichen Gesichts-
punkten, 2008, S. 19. 
63 BT-Drs. 18/1285. 
64 Vgl. OLG Dresden, Beschluss vom 27. April 2018- 3 W 292/18-, juris, Rn. 1-6. 
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sicht (hielt Eintragung für richtig, forderte aber obergerichtliche Klärung dieser Frage) 

Beschwerde ein und das OLG Dresden hob den amtsgerichtlichen Beschluss auf (Zu-

rückweisung des Antrages auf Berichtigung des Geburtseintrages).65 Für die Bearbei-

tung der Rechtsbeschwerde und Herstellung der Rechtseinheit war der BGH zustän-

dig. 

Die Rechtsproblematik besteht darin, dass bisher keine gesetzliche Regelung besteht, 

wonach das in einer Ehe zwischen zwei Frauen geborene Kind, auch als Kind der Ehe-

frau gilt. Nach § 1591 BGB gilt die Frau als Mutter, die es geboren hat. Weiterhin regelt 

§ 1592 Nr.1 BGB die Vaterschaft, wonach der Ehemann der Mutter als Vater vermutet 

wird. Das Pendant dazu, die Mutterschaftsvermutung, ist im deutschen Recht nicht 

existent. Die Antragstellerin möchte dahingehend eine Gleichbehandlung von homo- 

und heterosexuellen Paaren erwirken. 

3.2.1 Beschluss AG Chemnitz 

Zunächst sind die Gründe des AG Chemnitz zu erfassen, welches die Ergänzung des 

Geburtsregistereintrages um die weitere Mutter vom zuständigen Standesamt im Feb-

ruar 2018 fordert. Die Antragstellerin kann aus genannten Gründen nicht Mutter des 

Kindes sein. In einer heterosexuellen Ehe gibt es die Vaterschaftsvermutung, dass der 

Ehemann Vater des Kindes ist. Die Vaterschaft im Sinne der Abstammung sowie recht-

licher Natur ergibt sich somit aus der Ehe zur Mutter heraus, eine genetische Prüfung 

findet nicht statt. Der Gesetzgeber bewertet nach Ansicht des Gerichtes die Vermutung 

rechtlich höher, als die tatsächlich biologische Herkunft. Daher ist eine analoge An-

wendung von § 1592 Nr.1 BGB auch bei einer gleichgeschlechtlichen Ehe anwendbar. 

Die Ehe für alle soll die Ungleichbehandlung homo- und heterosexueller Paare been-

den. Die gleichgeschlechtliche Ehe ist auch von der Verfassung geschützt. Ebenso 

entscheidet das Bundesverfassungsgericht 2009, dass die leibliche Elternschaft ge-

genüber der rechtlich/sozialen Elternschaft keinen Vorrang hat.66 

Somit kann das lesbische Paar im vorliegenden Fall gemeinsam Eltern eines Kindes 

sein. Zwar kann die Bindung genetischer Eltern zum Kind höher sein, aber eine Bezie-

hung, welche durch die Eingehung einer Ehe auf Dauer angelegt und gefestigt er-

scheint, kann dieses Kriterium ebenfalls erfüllen. Da der biologische Vater Samen-

spender ist, ist die rechtliche Elternschaft seinerseits ausgeschlossen (Recht auf 

Kenntnis der Abstammung davon unberührt).67 Das AG Chemnitz sieht daher die Ab-

stammung des Kindes von Mit-Mutter als gegeben. Zur weiteren Untermauerung be-

                                                
65 Vgl. BGH, Beschluss vom 10. Oktober 2018 - XII 231/18-, juris, Rn. 2. 
66 Vgl. AG Chemnitz, Beschluss vom 26. Februar 2018, AZ: 8 UR III 38/17, S.3. 
67 Vgl. ebd. S.4. 
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zieht es sich noch auf eine Entscheidung des BGH68, welcher eine südafrikanische Co-

Mutterschaft bei einem lesbischen Ehepaar anerkannt hat (Eintragung im Geburtenre-

gister). Gleichwohl aus Gleichberechtigungsgründen ist die Ehefrau als Mit-Mutter ein-

zutragen.69 

3.2.2 Beschluss OLG Dresden 

Der dritte Zivilsenat des OLG Dresden bringt im April 2018 für seine Entscheidung, den 

Antrag auf Eintragung in das Geburtenregister abzulehnen und den Beschluss des AG 

Chemnitz aufzuheben, verschiedene Gründe hervor. Die Ehefrau ist nach § 1591 BGB 

nicht Mutter des Kindes, da sie es nicht geboren hat. Da die Ehefrau ebenso kein Vater 

des Kindes ist, greift folglich auch die Regelung des § 1592 Abs.1 BGB (analog) nicht, 

wonach der Ehemann der Gebärenden als Vater vermutet wird. Wie bereits in der Ent-

scheidung des AG Chemnitz in Anlehnung an das BVerfG erwähnt, können gleichge-

schlechtliche Paare Eltern eines Kindes sein, dazu muss aber ein Elternverhältnis kraft 

Abstammung oder einfachgesetzlicher Zuordnung bestehen, an welchem es hier 

fehlt.70 

Eine analoge Anwendung dieses Paragrafen auf gleichgeschlechtliche Ehen gebietet 

nach Auffassung des Senats “[…] weder der grundgesetzlich garantierte Schutz von 

Ehe und Familie (Art. 6 Abs.1 GG), noch das grundgesetzlich geschützte Elternrecht 

(Art. 6 Abs.2 GG), noch das Gleichbehandlungsgebot (Art. 3 Abs.1 GG)”.71 

Der Schutzbereich der Ehe wird durch die nicht vorgenommene Eintragung im engeren 

Sinne bzw. die fehlenden Abstammungsregelungen im weiteren Sinne, nicht verletzt, 

da die rechtliche Beziehung der Ehegatten weder im Innen - noch Außenverhältnis 

betroffen ist. Auch der Schutzbereich der Familie wird hier nicht angetastet, da das 

reale Zusammenleben als soziale Gemeinschaft des Ehepaares mit dem Kind nicht 

gefährdet ist. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Eltern verheiratet oder ob beide 

Eltern im rechtlichen Sinne sind.72  

Um Unterschiede innerhalb des Ehepaares, was die Befugnisse zu dem Kind betrifft 

(beispielsweise Erziehungsaufgaben), auszugleichen, steht der Weg der Adoption frei. 

Die Antragstellerin hat das Kind bisher nicht wirksam adoptiert (Stiefkindadoption, § 

1741 Abs.2 S.3 BGB).73 Mit dem Adoptionsrecht nach §§ 1741 ff. BGB gibt es ein an-

gemessenes, zumutbares und verfassungskonformes Instrumentarium, mit dem ein 

                                                
68 Vgl. BGH, Beschluss vom 20. April 2016, AZ: VII ZP 15/15. 
69 Vgl. AG Chemnitz, Beschluss vom 26. Februar 2018, AZ: 8 UR III 38/17, S.4. 
70 Vgl. OLG Dresden, Beschluss vom 27. April 2018- 3 W 292/18-, juris, Rn. 23 aus: BVerfG Urteil vom 19. 
Februar 2013 1BvL 1/11 BVerfGE 133, 59-100 Rn. 57-, juris. 
71 Vgl. OLG Dresden, Beschluss vom 27. April 2018- 3 W 292/18-, juris, Rn. 2. 
72 Vgl. OLG Dresden, Beschluss vom 27. April 2018- 3 W 292/18-, juris, Rn. 30-33 aus: BVerfG Urteil vom 
19. Februar 2013 1/11 –, BVerfGE 133, 59-100, Rn. 63-, juris.72 
73 Vgl. OLG Dresden, Beschluss vom 27. April 2018- 3 W 292/18-, juris, Rn. 33. 
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Eltern-Kind-Verhältnis auch bei gleichgeschlechtlichen Ehepaaren erwirkt werden 

kann.74 Bei gleichgeschlechtlichen Paaren ist die biologische Zuordnung bei einem 

Part nicht gegeben, bei verschiedengeschlechtlichen Ehepaaren hingegen haben Kin-

der von Geburt an zwei Elternteile, wenn auch nur durch die Vaterschaftsvermutung, 

aber durch Adoption kann eine rechtliche Elternschaft beider Elternteile ebenso erlangt 

werden. Daher liegt hier keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes vor. 

Auch das bisherige Fehlen einer abstammungsrechtlichen Novellierung ist kein Ver-

stoß gegen Art. 3 Abs.1 GG, da bei gleichgeschlechtlichen Paaren zwingend ein biolo-

gischer Vater in den Entstehungsprozess des Kindes involviert ist, welcher ebenso 

Grundrechtsträger ist. Hinsichtlich der Eintragung in die Geburtsurkunde kann keine 

Gleichbehandlung zwischen biologischer/rechtlicher Vaterschaft und Lebens-

partner/Ehegatte (wenn Kind nicht adoptiert) vorgenommen werden, da hier zwischen 

Vater und Kind eine Rechtsbeziehung entsteht und die Vergleichsgruppen somit ver-

schieden sind.75 Für den vorliegenden Fall, insbesondere die Eintragung der Mitmut-

terschaft in das Geburtenregister, spielt es keine Rolle, ob der Samenspender auf sei-

ne rechtliche Stellung als Vater verzichtet hat und die Sorgeberechtigung der Ehefrau 

dem Kindeswohl dienlich sei. Das zu beurteilen obliegt dem Familiengericht.76 

Obendrein bezieht sich das OLG Dresden auf das „Südafrika-Urteil“, verweist aber 

darauf, dass es sich hier um ausländisches Recht handelt, welches unter bestimmten 

Voraussetzungen in Deutschland Anwendung findet. Stimmen nach hiesigen Gesetzen 

beide Ehegatten der künstlichen Befruchtung zu, werden diese auch als Eltern einge-

tragen, es sei denn das Gegenteil wird bewiesen. Da im vorliegenden Fall aber beide 

Frauen deutsche Staatsangehörige sind, findet deutsches Recht Anwendung, welches 

solch eine Regelung nicht enthält.77 

Die Rechtsprechung ist an das Gesetz gebunden und kann selbst keine Neuregelung 

des Elternrechts schaffen, das ist dem Gesetzgeber vorbehalten.78 Insofern mahnt der 

Senat des OLG Dresden abschließend, dass die Rechtsfrage, ob eine Frau Elternteil 

wird, wenn in die Ehe ein Kind geboren wird, grundsätzlich von Bedeutung sei.79 Auf-

grund dessen befasst sich erneut mit dieser Frage der BGH. 

3.2.3 Beschluss BGH 

Auch der XII. Zivilsenat in Karlsruhe beschließt, die Rechtsbeschwerde der Standes-

amtsaufsicht gegen den Beschluss des OLG Dresden, zurückzuweisen. Die Ehegattin 

                                                
74 OLG Dresden, Beschluss vom 27. April 2018- 3 W 292/18-, juris, Rn. 39. 
75 Vgl. ebd. Rn. 37. 
76 Vlg. ebd. Rn. 41. 
77 Vgl. ebd. Rn. 25. 
78 Vgl. ebd. Rn. 1, 26. 
79 Vgl. ebd. Rn. 43. 
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der Mutter wird somit nicht in das Geburtenregister eingetragen. Auch hier werden die 

Gründe der Entscheidung geschildert, welche sich folglich teilweise mit den Auffassun-

gen des OLG Dresden decken. 

Der BGH sieht in der Ehefrau keine Mutter des Kindes, da kraft Gesetzes nur eine ein-

zige Frau als Mutter zugeordnet werden kann (§ 1591 BGB) und das Gesetz bisher 

keine Mutterschaftsanerkennung vorsieht. Ebenso sieht er keine Analogie zur Vater-

schaftsanerkennung nach § 1592 BGB, da hier bereits nach der grammatikalischen 

Auslegung nur ein Mann als Vater gemeint sein kann. Abstammungsrechtlich (§§ 1591 

BGB ff.) gehört zur Eltern-Kind-Zuordnung eine Mutter und einen Vater, mithin ver-

schiedengeschlechtliche Elternteile, sodass der Zweck dieser Normen verfehlt ist, 

wenn man sie auf ein gleichgeschlechtliches Paar anwendet. Im Oktober 2018, zur Zeit 

der gerichtlichen Entscheidung, liegt keine Erweiterung von § 1592 Nr.1 BGB und kei-

ne analoge Möglichkeit für § 1592 Nr.2 BGB vor. Die Zuordnungstatbestände dieser 

Norm (Vaterschaft kraft Ehe) beruhen darauf, dass diese Konstellation in den meisten 

Fällen die tatsächliche Abstammung abbildet. 80 Ausnahmen bestätigen hier die Regel. 

Die sogenannte Vaterschaftsvermutung ist für die mit der Kindesmutter verheiratete 

Frau (schon aus biologischer Sicht) nicht begründbar. 

Durch die Eheöffnung hat der Gesetzgeber keinen Willen zu erkennen gegeben, ab-

stammungsrechtlich Änderungen vorzunehmen. Nach Auffassung des Senats liegt 

auch keine planwidrige Regelungslücke vor, dass mit dem EheöffnungsG die Frage der 

Mit-Elternschaft bisher nicht geregelt worden ist. Zwar soll durch die Eheöffnung eine 

konkrete und symbolische Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Paare aufgehoben 

werden, da es keine haltbaren Gründe mehr gibt, am Ehehindernis der Gleichge-

schlechtlichkeit festzuhalten sowie die Benachteiligung im Adoptionsrecht aufrechtzu-

erhalten, jedoch soll nicht jegliche unterschiedliche Behandlung zwischen hetero- und 

homosexuellen Paaren beendet werden.81 Konkret handelt es sich bei der Abstam-

mung um einen separaten Tatbestand im Verwandtschaftsrecht, welcher keine Auswir-

kung der Ehe darstellt.82 In diesem Zusammenhang nennt der Senat auch den Arb-

KrAR des BMJV. Jener legt unmittelbar vor dem Beschluss über das EheöffnungsG 

seine Arbeitsergebnisse dar, welche auch Handlungsempfehlungen zu Elternschaft bei 

gleichgeschlechtlichen Paaren enthalten. In Anbetracht der zeitlichen Nähe ergründen 

die Richter, dass eine Neuregelung des Abstammungsrechts nicht vergessen wurde, 

von einer Reform des Abstammungsrechts aber bewusst Abstand gewahrt wird.83 

                                                
80 Vgl. BGH, Beschluss vom 10. Oktober 2018 - XII 231/18-, juris, Rn. 22. 
81 Vgl. ebd. Rn. 18. 
82 Vgl. BGH, Beschluss vom 10.Oktober 2018 - XII 231/18-, juris, Rn. 19. aus: Senatsbeschluss BGHZ 
210, 59.  
83 Vgl. BGH, Beschluss vom 10. Oktober 2018 - XII 231/18-, juris, Rn. 20. 
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Ausgehend von der zweitinstanzlichen Sicht sieht auch der BGH ebenfalls keine Ver-

letzung der Grundrechte aus Art. 6 Abs.1, 2 GG und Art. 3 Abs.1 GG. Die Nichteintra-

gung der Antragstellerin in das Geburtenregister betrifft nicht das Familienverhältnis 

(Familie als Lebens- und Erziehungsgemeinschaft) der Ehepartner zum Kind, da es 

unabhängig von Abstammung oder Ehe ein Recht auf familiäres Zusammenleben ge-

währt. Die Nichteintragung hat insoweit weder für die Mutter noch ihre Ehefrau eine 

Auswirkung auf das Zusammenleben als Familie, da die Eintragung in das Geburten-

register eine beurkundende Funktion innehat, jedoch keine rechtserzeugende Wir-

kung.84 Ebenso unverletzt ist das Elterngrundrecht, welches nur leibliche oder rechtli-

che Eltern innehaben können. Die leibliche Elternschaft ist ausgeschlossen und recht-

lich ist die Ehefrau auch kein Elternteil, da sie das Kind bisher nicht adoptiert hat. Somit 

hat die bisherige Nichteintragung keinerlei Konsequenzen.85 Dass die Ehefrau der Kin-

desmutter bei homosexuellen Ehepaaren nicht wie der Ehemann bei heterosexuellen 

Paaren kraft Gesetz rechtlicher Elternteil des Kindes wird, verletzt nicht Art. 3 Abs.1 

GG, da die Ehefrau nach den derzeitigen Bestimmungen kein leiblicher Elternteil sein 

kann. Die Rechte des biologischen Vaters müssen gewahrt werden. Dieser Unter-

schied rechtfertigt hier die Ungleichbehandlung. Daher verweist der BGH in seinem 

Beschluss auf die verfassungsrechtliche Adoptionsmöglichkeit, welche der Ehefrau der 

Mutter zusteht, um die rechtliche Elternschaft zu erlangen. Dadurch werden die Grund-

rechte von Mutter, Ehefrau, biologischem Vater und Kind gewahrt.86 

Im Übrigen liegt bei diesem Fall auch kein Verstoß gegen Art. 8 (Recht auf Achtung 

des Privat - und Familienlebens), sowie in Verbindung mit Art. 14 (Diskriminierungs-

verbot) der Europäischen Menschenrechtskonvention vor. Das Kind stammt biologisch 

nicht von der zweiten Ehefrau ab, bei verschiedengeschlechtlichen Paaren würde sich 

jedoch die Frage stellen. Daher sind die Situationen im Hinblick auf die Eintragung 

auch nicht miteinander vergleichbar.87 

Der BGH Beschluss macht zudem zwei weitere Problemstellungen sichtbar: Wie ist mit 

Folgefragen bezüglich der Anfechtbarkeit der Elternschaft bei gleichgeschlechtlichen 

Ehepaaren (sowohl weiblichen als auch männlichen) umzugehen, wobei ein zwingen-

des Auseinanderfallen von genetischer und rechtlicher Elternschaft vorliegend ist sowie 

die Frage, worauf das Eltern-Kind-Verhältnis bei männlichen Ehegatten bei Geburt 

bestehender Ehe zu begründen ist. Es bedarf hier gesetzgeberischer Klärung, welche 

im Rahmen dieser Bachelorarbeit jedoch nicht näher betrachtet werden kann.88 

                                                
84 Vgl. BGH, Beschluss vom 10. Oktober 2018 - XII 231/18-, juris, Rn. 25. 
85 Vgl. ebd. Rn. 26. 
86 Vgl. ebd. Rn. 29. 
87 Vgl. ebd. Rn. 30. 
88 Vgl. ebd. Rn. 23. 
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Der BGH schließt sich der Auffassung des OLG Dresden an und erweitert deren Grün-

de. Er verneint in Ermangelung einer gesetzlichen Regelung die Eintragung der Mit-

Mutterschaft in das Geburtenregister. Es findet keine analoge Anwendung von § 1592 

Nr.1 BGB statt. Die Verletzung von Grundrechten, beispielsweise Art. 3 GG, ist nicht 

ersichtlich. Daher ist es nicht notwendig, das BVerfG in Karlsruhe mit dem Fall zu be-

trauen. 

Es werden in diesem Fall kontroverse Rechtsansichten deutlich, welche in 3.5 (kriti-

sche Würdigung Beschlussgründe) in eine Diskussion einfließen werden. 

Durch das OLG Dresden wird die Forderung einer gesetzgeberischen Klärung dieser 

speziellen Frage der Mit-Mutterschaft laut, der BGH weist auf weitere Folgefragen hin, 

mit welchen eine umfassende Erörterung des Abstammungsrechtes einhergeht. Im Juli 

2017 ist die Ehe für alle beschlossen, die Abstammungsregeln sind seitdem jedoch 

unverändert. Kern der Eltern-Kind-Zuordnung ist bisher die Verschiedengeschlechtlich-

keit der beiden Elternteile. Anlässlich der Erwähnung des ArbKrAR durch den XII. Zivil-

senat werden nun die Regelungen des Abstammungsrechtes sowie die Arbeitsergeb-

nisse des Arbeitskreises zur zweiten Elternstelle genauer betrachtet. 

3.3 Arbeitskreis für Abstammungsrecht 

Im folgenden Kapitel wird mit dem Abschlussbericht “Empfehlungen für eine Reform 

des Abstammungsrechts” des ArbKrAR des BMJV, veröffentlicht im Bundesanzeiger 

vom 10.07.2017, gearbeitet. 

3.3.1 Grundlegendes 

Anlässlich der Pluralität verschiedener Lebensformen und Familienkonstellationen, 

beispielsweise der Regenbogenfamilie (z.B. Familie mit gleichgeschlechtlichem Eltern-

paar) sowie den reproduktionsmedizinischen Möglichkeiten ist es keine Seltenheit 

mehr, dass Kinder in gleichgeschlechtliche Beziehungen hineingeboren werden. Daher 

steht das Abstammungsrecht vor Herausforderungen. Der ArbKrAR hat von Februar 

2015 bis Juli 2017 in zehn Sitzungen den Reformbedarf in diesem Rechtsgebiet ge-

prüft und Reformvorschläge erarbeitet, welche den aktuellen Lebensrealitäten Rech-

nung tragen sollen. Während dieser Zeit bestand der Arbeitskreis aus elf Experten aus 

den Gebieten Familien und - Verfassungsrecht, Ethik, Medizin und Psychologie.89 Er-

gänzend nahmen an den Sitzungen auch Bundesvertreter aus den Bereichen Gesund-

heit, Familie, Justiz als Gäste teil. Über die erarbeiteten Empfehlungen stimmten je-

weils die elf Mitglieder ab (jedoch waren nicht immer alle anwesend), der Abschlussbe-

richt enthält all die Empfehlungen, welche eine Mehrheit erhalten haben. Zwei zentrale 
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Themen sind die möglichen Regelungen der Eltern-Kind-Zuordnung nach ärztlich at-

testierter Fortpflanzung sowie spezifische Regelungen für gleichgeschlechtliche Eltern-

schaft. Eltern-Kind-Zuordnung soll hier nach Expertenmeinung als neuer Begriff, an-

stelle des Wortes Abstammung gelten, da das Wort in seiner Bedeutung (nur) die ge-

netische Herkunft vermuten lassen könnte.90 

3.3.2 Der Elternbegriff 

Elternschaft kann rechtlicher, biologischer, intendierter oder sozialer Natur sein. Erste-

re sind Personen, die kraft Gesetzes oder durch gerichtliche Entscheidung, Eltern sind. 

Biologische Eltern sind genetische Mutter und Vater. Indentierte Eltern sind Menschen, 

die die Intention verfolgen, dem Kind Eltern zu sein. Sie haben in reproduktionsmedizi-

nische Maßnahmen eingewilligt und sind genetisch unabhängig von dem Kind. Soziale 

Eltern haben zum Kind eine gefestigte Beziehung und tragen tatsächlich Verantwor-

tung und Sorge für das Kind, stehen aber weder natürlich noch rechtlich in einem Ver-

hältnis zu ihm.91 

Darüber steht der verfassungsrechtliche Elternbegriff aus Art. 6 Abs.2 GG, welcher 

dem Einfachgesetzlichen aber nicht identisch ist. Damit sind sowohl die Eltern “von 

Natur aus”, die rechtlichen Eltern und die gerichtlich übertragenen (durch Adoption), 

gemeint. Sie alle können Träger des Elternrechts sein. Aus diesem Kreis an möglichen 

Elternrechtsträgern ist der Gesetzgeber verpflichtet, die einfachrechtlichen Eltern zu-

ordnen, also den Status “Eltern” zu verleihen, an welchen diversen Rechtsfolgen (Sor-

gerecht, Unterhaltspflichten) anknüpfen. Hiermit wird auch die Bedeutung des Ab-

stammungsrechts deutlich, welches auf diverse Rechtsgebiete Auswirkungen hat. Ge-

rade zur Frage der rechtlichen Elternschaft bei gleichgeschlechtlichen Paaren hat sich 

das BVerfG bisher nicht geäußert. Nach derzeitiger Rspr. ist der Gesetzgeber dazu 

angehalten, die Zuweisung nach der Abstammung des Kindes auszurichten, also eine 

möglichst genaue Übereinstimmung der leiblichen Eltern zu erzielen (Grundsatz der 

höchsten Abstammungswahrscheinlichkeit)92, welche eine Frau und ein Mann (Zwei-

Eltern-Prinzip) sein sollen.93 

3.3.3 Die Leitprinzipien 

Für diese rechtliche Eltern-Kind-Zuordnung hat der ArbKrAR zehn Leitprinzipien er-

stellt, an denen sich (Neu)-Reglungen neben den verfassungsrechtlichen Maßstäben 
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92 Vgl. BGH Urteil vom 23. November 2011, Az.: XII ZR 78/11, Rn. 7. 
93 Vgl. BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S.20 aus: BVerfG, Urteil 
vom 19. Februar 2013 – 1 BvL 1/11 –, BVerfGE 133, 59-100 Rn. 58 f. 
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messen lassen, müssen. Auf einige, die für den oben genannten Fall relevant sind, 

wird nun eingegangen.94  

Die Zuordnung soll Rechtsklarheit bieten, das heißt, sie soll möglichst frühzeitig erfol-

gen (unmittelbar nach Geburt) und Rechtssicherheit ausstrahlen, da die Zuordnung in 

der Regel lebenslänglich erhalten bleibt. Darüber hinaus ist die Verlässlichkeit der Zu-

ordnung, sowohl für das Kind als auch für die Eltern, unabdingbar. Ausdrücklich zu 

erwähnen ist, dass zur Verlässlichkeit zählt, dass sich allgemein anerkannte Erwartun-

gen der Menschen in den Gesetzen widerspiegeln sollen. Somit wird daran festgehal-

ten, dass der Ehemann der Mutter als Vater des Kindes gilt. Damit einher geht die Pri-

mär-/Sekundärzuordnung. Die Primärzuordnung ist die Zuordnung unmittelbar nach 

der Geburt per Gesetz. Sie soll Rechtsklarheit, Rechtssicherheit und Verlässlichkeit 

bieten und nicht mehr korrekturbedürftig sein. Dennoch bleibt die Möglichkeit der Kor-

rektur, die Sekundärzuordnung, erhalten.95 

Mit dieser Einteilung ist unwillkürlich die Frage verbunden, welche Bedeutung der ge-

netischen und biologischen Abstammung des Kindes bei der elterlichen Zuordnung 

beigemessen wird. Es ist festzuhalten, dass sie als erhebliche Orientierung dient, der 

Stellenwert jedoch nicht fest vorgeschrieben ist. In einer Entscheidung des BVerfG 

heißt es beispielsweise, dass es “[...] kein Rangverhältnis zwischen der biologischen 

und der sozialen Elternschaft […]”96, gibt. 

Neben der Abstammung können somit auch rechtliche und soziale Tatbestände in die 

Abwägung mit einfließen. Anzuführen ist hier, dass selbst bei natürlicher Zeugung auf 

die Vaterschaftsvermutung (Ehemann ist Vater des Kindes), abgestellt wird. Eine der-

artige Meinung vertritt auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte, welcher 

die genetische Abstammung in den Vordergrund rückt, aber auch die tatsächlich vor-

herrschenden sozial-familiären Umstände berücksichtigt.97 Durch Methoden der Gen-

diagnostik ist die genetische Abstammung immer leichter nachzuweisen und daher ein 

verlässliches Kriterium für die Zuordnung. Es häufen sich aber die Fälle, in denen ge-

netische und intendierte Eltern eine andere rechtliche Zuordnung wünschen oder ande-

re Personen als die genetischen Eltern zur Entstehung des Kindes durch reprodukti-

onsmedizinische Techniken wesentliche Beiträge geleistet haben. Welchen Stellenwert 

hat somit der Wille (voluntatives Element) zur rechtlichen Elternschaft? Bereits bei der 

Vaterschaftsanerkennung (z.B. bei unehelichen Kindern) ist dies traditioneller Bestand-

teil des Abstammungsrechts. Überlegenswert ist, ob das Bekenntnis zur Elternschaft 

                                                
94 Vgl. BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 28. 
95 Vgl. ebd. S. 24. 
96 BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 25 aus: BVerfG, Beschluss 
vom 09. April 2003 – 1 BvR 1493/96 –, BVerfGE 108, 82-122 Rn. 71. 
97 Vgl. BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 26. 
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und damit zur Verantwortungsbereitschaft dem Kindeswohl am dienlichsten ist. Ande-

rerseits kann ein Wille dem Wandel unterliegen, was dem Kriterium Verlässlichkeit ent-

gegenstrebt. Davon abzugrenzen ist der Aspekt, wer “Verursacher” des Kindes ist, also 

wer zu dessen Entstehung beigetragen hat und dafür Verantwortung übernehmen soll. 

Im Fokus steht hier die Einwilligung in die Behandlung bei ärztlich attestierter Fort-

pflanzung.98 

Wie bereits bei der Klärung des Elternbegriffs erwähnt, gilt als Leitprinzip auch das 

Zwei-Eltern-Prinzip. Einem Kind sollen somit aus historisch-biologischer Sichtweise 

zwei Elternteile zugeordnet werden. Nach Rspr. des BVerfG können “Träger des El-

ternrechts nach Art. 6 Abs.2 GG für ein Kind nur eine Mutter und ein Vater sein [...]”.99 

Da abstammungsrechtlich nur ein Elternpaar in Betracht kommen kann, kann folglich 

auch nur ein Elternpaar Träger des Elternrechts sein. In Bezug auf das Adoptionsrecht 

wird jedoch höchstrichterlich entschieden, dass auch gleichgeschlechtliche Paare Trä-

ger des Elternrechts sein können.100 Nicht zuletzt prüft der ArbKrAR ein Nichtdiskrimi-

nierungsprinzip, dahingehend, ob das geltende Abstammungsrecht den gesellschaftli-

chen Vorstellungen gerecht wird oder es sachlich gerechtfertigte Gründe gibt, bei der 

Eltern-Kind-Zuordnung von verheirateten/unverheirateten Paaren bzw. heterosexuel-

len/homosexuellen Paaren unterschiedlich zu behandeln, damit keine Benachteiligung 

des betroffenen Kindes vorliegt.101 

Diese relevanten Leitprinzipien sind wortwörtlich leitende, richtungsweisende Grunds-

ätze, welche jedoch nicht unangefochten gelten. Sie müssen gewichtet und priorisiert 

werden, lassen jedoch auch Raum für individuelle Ansichten. Zur Entwicklung eines 

stimmigen Gesamtkonzeptes soll mit Hilfe dieser eine moderate Entwicklung des Ab-

stammungsrechts unter Einhaltung bewährter Elemente stattfinden.102 

3.3.4 Kernthesen 

Neben den Leitprinzipien sind ein weiteres Ergebnis des Arbeitskreises seine Kernthe-

sen, welche als Ausgangspunkt für eine Reform des Abstammungsrechts dienen sol-

len. Insgesamt hat er zwölf Thesen formuliert, wovon wiederum jene genannt werden, 

welche für diese Arbeit von Bedeutung sind. 

„(2.) Ein Kind soll nicht mehr als zwei rechtliche Elternteile gleichzeitig haben. Soziale 

und genetische Eltern können unabhängig vom rechtlichen Elternstatus einzelne Rech-

                                                
98 Vgl. BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 27. 
99 BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 29 aus: BVerfG, Beschluss 
vom 09. April 2003 – 1 BvR 1493/96 –, BVerfGE 108, 82-122 Rn. 58. 
100 Vgl. BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 29 aus: BVerfG Urteil 
vom 19. Februar 2013 1/11 –, BVerfGE 133, 59-100 Rn. 48. 
101 Vgl. BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 28. 
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te und Pflichten (z.B. Auskunft, Umgang, Mitbestimmung im Rahmen der elterlichen 

Sorge) zugewiesen werden. 

(4.) Rechtliche Mutter soll auch weiterhin die Frau sein, die das Kind geboren hat. 

(5.) Zweiter Elternteil neben der Mutter kann sowohl ein Mann (“Vater”), als auch eine 

Frau (“Mit-Mutter”) sein. 

(6.) Wer neben der Mutter zweiter Elternteil wird, soll wie nach geltendem Recht aus 

einer Kombination aus vermuteter oder erwiesener genetischer Vaterschaft, zu erwar-

tender oder bestehender sozial-familiären Beziehung sowie voluntativen Elementen 

entschieden werden. 

(10.) Bei einer ärztlich attestierten Fortpflanzung mit Spendersamen soll zweiter Eltern-

teil werden, wer mit der Mutter in die ärztlich attestierte Fortpflanzung eingewilligt hat, 

sofern der Spender auf die Elternschaft verzichtet hat. Insoweit treten die Erklärungen 

an die Stelle des natürlichen Zeugungsaktes.“103 

3.3.5 Empfehlungen des ArbKrAR  

Im Ausgangsfall geht es um Klärung der zweiten Elternstelle (§ 1592 BGB), die Frage 

der Mit-Mutterschaft, im Hinblick auf die Primärzuordnung, bei Zeugung eines Kindes 

mittels offizieller Samenspende unter ärztlicher Assistenz. Im Vergleich dazu gibt es 

außerdem die ärztlich attestierte Fortpflanzung mit privater Samenspende oder die 

private Insemination. Entsprechend wird ausschließlich die erste Fallgruppe beleuch-

tet.104 

Wenn ein Kind in eine lesbische Beziehung hineingeboren wird, ist es überwiegend 

durch Samenspende gezeugt worden. Samenspende ist in Deutschland nicht gesetz-

lich verboten, soll grundsätzlich jedoch nur bei Ehepaaren angewandt werden (Richtli-

nie der Bundesärztekammer).105 Durch die Eheöffnung 2017 ist dies nun gleichge-

schlechtlichen Ehepaaren erlaubt. Nach geltendem Abstammungsrecht kann die Ehe-

frau, wie bereits erörtert, weder Mutter (§ 1591 BGB) noch Vater des Kindes (§ 1592 

BGB analog) sein. Die Mit-Mutterschaft kann auch bei bestehender Ehe nur durch 

Stiefkindadoption erfolgen.  

                                                
103 BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 30. 
104 Vgl. ebd. S. 54. 
105 Vgl. ebd. S. 68. 
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3.3.6 Die Empfehlungen des Arbeitskreises zur Mit-Mutterschaft 

 
Abbildung 1:  Empfehlung ArbKrAR Gleichstellung Vaterschaft / Mit-Mutterschaft bei ärztlich attes-

tierter Fortpflanzung106 

Der ArbKrAR plädiert hier für eine Erweiterung von § 1592 Nr.1 und 2 BGB und somit 

für die Gleichstellung der Mit-Mutter an zweiter Elternstelle bei der Primärzuordnung. 

Damit soll keine Ungleichbehandlung von lesbischen und heterosexuellen Paaren bei 

ärztlich attestierter Fortpflanzung vorliegen, da es sich in beiden Fällen (Mit-Mutter o-

der Vater) nicht um genetische Eltern handelt, wenn hierbei Spendersamen einer Sa-

menbank verwendet werden und nicht Samen des Partners der Mutter (bei heterose-

xuellen Paaren nennt man dies homologes Verfahren). In diesem Fall wird durch Ein-

willigung des zweiten Elternteils, unabhängig vom Geschlecht, die attestierte Fortpflan-

zung durchgeführt. 
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3.3.7 Die Empfehlungen des Arbeitskreises zu zweiter Elternstelle 

 
Abbildung 2: zusammenfassende Empfehlung ArbKrAR für zweite Elternstelle107 

Dazu gibt der ArbKrAR eine zusammenfassende Empfehlung heraus, welche erneut 

die Erweiterung von § 1592 Nr.1 BGB fordert sowie die Einführung der Mutterschaftsa-

nerkennung. Es soll generell nicht mehr zwischen Vaterschaft und Mit-Mutterschaft bei 

der zweiten Elternstelle unterschieden werden. 

3.3.8 Mit-Mutterschaft in Kontext zu Leitprinzipien 

Der Expertenkreis empfiehlt somit als weiteren Elternteil neben der Mutter einen Vater 

oder eine Mit-Mutter bei der Primärzuordnung (kraft Ehe, Anerkennung oder gerichtli-

cher Feststellung). Es ist zu prüfen, ob die Empfehlung der Mit-Mutterschaft als rechtli-

che Eltern-Kind-Zuordnung mit den ausgearbeiteten Leitprinzipien ein stimmiges Ge-

samtkonzept ergibt. 

Zunächst soll die zweite Elternstelle Rechtsklarheit, Verlässlichkeit und Rechtssicher-

heit bieten. Rechtsklarheit soll durch die Primärzuordnung möglichst mit oder kurz nach 

der Geburt gesichert sein. Da die zweite Elternstelle durch die Person besetzt werden 

soll, welche zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter verheiratet ist, wird diesem Krite-

rium Rechnung getragen. So kann direkt zum Geburtszeitpunkt ein zweiter Elternteil 

ermittelt werden. Weiterhin bietet die Zuordnung der zweiten Elternstelle durch Vater 

oder Mit-Mutter Verlässlichkeit. Es soll der Mehrheit der gesellschaftlichen Erwartun-
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gen Rechnung getragen werden, was bedeutet, dass der Ehemann der Mutter weiter-

hin kraft Gesetzes als Vater zugeordnet wird. Diese Regelung bleibt somit bestehen 

und wird durch die Mit-Mutterschaft erweitert. Auch die Regelung, dass eine Frau die 

Elternschaft anerkennen kann, ist eine Erweiterung der Rechtsvorschrift der Vater-

schaftsanerkennung und lässt diese nach wie vor bestehen. Durch die Anerkennung 

der Mutterschaft wird aber auch Rechtssicherheit gewährleistet, da diese grundsätzlich 

auf Dauer angelegt ist und die zweite Elternstelle entsprechend abgesichert ist. 

Da es Ziel des Abstammungsrechtes sein sollte, reale Lebenswirklichkeiten widerzu-

spiegeln, ist insbesondere in Bezug auf ärztlich attestierte Fortpflanzungsmethoden bei 

gleichgeschlechtlichen Paaren zu diskutieren, welche Rolle die Genetik spielt. Ent-

schließt sich ein gleichgeschlechtliches Paar, speziell zwei Frauen, dazu, ein Kind zu 

bekommen, ist eine natürliche Zeugung des Paares miteinander ausgeschlossen. 

Stattdessen willigen sie häufig in eine ärztlich attestierte Fortpflanzungsmethode (Sa-

menspende) ein. Nach dem Leitmotiv des Verursacherprinzips zufolge sollen diejeni-

gen die Elternverantwortung tragen, welche in die Entstehung und ärztliche Behand-

lung, eingewilligt haben. An die Stelle des Zeugungsaktes tritt die Einverständniserklä-

rung der Person neben der Mutter. Unter diesen Umständen gesteht sich diese Person 

ihre Elternverantwortung ein und sollte als zweiter Elternteil unabhängig des Ge-

schlechts zugeordnet werden, da sie ebenso Verursacher des Kindes ist, wenn auch 

nicht genetisch. Daher erwägt der ArbKrAR auch die Gleichstellung von Vaterschaft 

und Mit-Mutterschaft bei Zeugung eines Kindes unter ärztlich attestierter Fortpflanzung. 

Unstreitig ist, dass Vater oder Mit-Mutter als zweite Elternstelle dem Zwei-Eltern-

Prinzip Rechnung tragen, insoweit, als dass nur ein Elternpaar Träger des Elternrechts 

sein kann.108 Noch 2003 urteilte das BVerfG, dass nur ein Vater und eine Mutter Träger 

des Elternrechts sein könnten. Bereits zehn Jahre später, in Zusammenhang mit der 

eingeführten Sukzessivadoption, schützt Art. 6 Abs.2 GG nach Auffassung des BVerfG 

auch “zwei Elternteile gleichen Geschlechts”.109 Es kann davon ausgegangen werden, 

dass somit auch abseits der Sukzessiv/Stiefkindadoption der zweite Elternteil, im kon-

kreten Fall eine Mit-Mutter, ihre Daseinsberechtigung hat. Im Fokus der Debatte um die 

gleichgeschlechtliche Ehe steht auch im Abstammungsrecht die mögliche Diskriminie-

rung zwischen verschieden- und gleichgeschlechtlichen Paaren. Nach Empfehlung des 

ArbKrAR sollen die Regelungen zur Primärzuordnung bei ärztlich attestierter Fortpflan-

zung diskriminierungsfrei auch für lesbische Paare gelten. Für den ArbKrAR sind keine 

sachlich gerechtfertigten Gründe für eine Ungleichbehandlung ersichtlich. Die Ver-

gleichsgruppen sind hier ein heterosexuelles Paar und ein lesbisches Paar. Die Eltern-
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teile neben der Mutter sind bei der ärztlich attestieren Zeugung eines Kindes mittels 

Samen einer Samenbank nicht genetischer Elternteil des Kindes, sondern intendierter. 

Somit tragen beide (sowohl Vater als auch Mit-Mutter) durch Einwilligung zur Zeugung 

des Kindes bei und gelten als Verursacher. Ebenso teilen sie dadurch den Willen zur 

Elternverantwortungsübernahme mit. 

Die rechtliche Eltern-Kind-Zuordnung für die zweite Elternstelle, insbesondere die Mit-

Mutterschaft, gehen mit den Leitprinzipien Primärzuordnung, Rechtsklar-

heit/Rechtssicherheit/Verlässlichkeit, Verursacherprinzip, Zwei-Eltern-Prinzip und 

Nichtdiskriminierungsprinzip konform. Ebenso wird den Kernthesen Rechnung getra-

gen. 

Problematisch erscheint sicher die Frage, wie mit voluntativen Elementen (Wille als 

auch Verzicht auf Elternschaft) umzugehen ist sowie, gerade mit Blick auf das derzeiti-

ge Abstammungsrecht, mit dem Leitprinzip nach der genetisch/biologischen Herkunft 

des Kindes, zur Eltern-Kind-Zuordnung. Wie bereits erwähnt, kommt diesem Aspekt 

erhebliche Bedeutung zu, ist jedoch nicht vorgeschrieben. Art. 6 Abs.2 GG legt kein 

Rangverhältnis zwischen biologischer und sozialer Elternschaft fest. Vielmehr ist bei 

der Zuordnung eine Interessenabwägung vorzunehmen. Weiterhin urteilt das BVerfG 

zwar, dass “[...] die elterliche Rechtsposition an der Abstammung des Kindes auszu-

richten ist.”110 und eine Übereinstimmung erzielt werden soll, billigt dem Gesetzgeber 

aber Gestaltungsspielraum zu. Gerade zur Frage der Zuordnung bei gleichgeschlecht-

lichen Eltern hat das BVerfG bisher keine Aussage getroffen. Sicher ist jedoch, dass 

voluntative Elemente an Bedeutung gewinnen. Eine Vaterschaftsanerkennung ist be-

reits seit Jahren möglich und es ist keinesfalls mehr verpönt, ein Kind außerehelich zu 

gebären, besonders zählt der Wille bei einer Adoption. Mit der Empfehlung der Mutter-

schaftsanerkennung wird das Leitprinzip des Willens zur rechtlichen Elternschaft be-

rücksichtigt. Es könnte sich allerdings die Konsequenz ergeben, dass durch den Wil-

len, dem Leitprinzip der Verlässlichkeit entgegengetreten wird, da die völlige Abspal-

tung zwischen genetischer und rechtlicher Elternschaft nicht die allgemein anerkannte 

Meinung der Gesellschaft zum Ausdruck bringt. 

3.3.9 Fazit zu Ergebnissen des Arbeitskreises 

Über zwei Jahre haben die Experten Empfehlungen in Form von 91 Thesen ausformu-

liert. Für diese Arbeit relevante Aussagen zur Mit-Mutterschaft wurden speziell heraus-

gearbeitet. Weiterhin nimmt der ArbKrAR auch zum Recht auf Kenntnis der Abstam-

mung umfassend Stellung. Im Fall einer Samenspende einer Samenbank, soll ein 
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Spenderregister eingeführt werden, in das ein auf diese Weise entstandener Mensch 

Einsicht nehmen kann. Zwingend erforderlich sind Angaben wie Name, Geburtsdatum, 

Staatsangehörigkeit und Anschrift des Spenders.111 Am Ende des Abschlussberichtes 

nehmen die Teilnehmer einzeln und individuell zu für sie priorisierten Themen Stellung. 

Der vorgelegte Bericht bietet Ergänzungen und mögliche Verbesserungen für bisher 

ungeklärte Tatbestände. Er stellt aber keine Kerngedanken in Frage (siehe Leitprinzi-

pien), nimmt traditionellen Familienkonstellationen nichts weg, sondern rückt neue Er-

scheinungsformen in den Mittelpunkt der Ergänzungen. Anhand der Leitprinzipien sind 

die weitreichenden Gestaltungsspielräume des Gesetzgebers ersichtlich, welche ge-

nutzt werden müssen.112 Es ist ein vorausschauender Schritt des BMJV gewesen, die-

sen Arbeitskreis zu bilden und auf Grundlage dessen die Debatte, um eine Reform des 

Abstammungsrechts weiter zu führen. Die Ergebnisse jedoch kurz vor Beginn der par-

lamentarischen Sommerpause vorzustellen, hätte besser geplant werden müssen. Die 

Gefahr einer Wirkungslosigkeit besteht, wenn auch durch Abgeordnete des Bundesta-

ges oder die Presse Bezug auf die Arbeit genommen wird. Kritisch zu betrachten ist 

auch, ob die Abstimmungsergebnisse von elf Menschen als repräsentativ gelten. 

3.4 Erkannter Reformbedarf 

Eine Reform ist bisher nicht vollzogen, aber der Reformbedarf, allein schon durch Initi-

ierung des ArbKrAR, erkannt. 

3.4.1 Koalitionsvertrag CDU, CSU und SPD 

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD der 19. Legislaturperiode steht: “Im 

Hinblick auf die zunehmenden Möglichkeiten der Reproduktionsmedizin und Verände-

rungen in der Gesellschaft werden wir Anpassungen des Abstammungsrechts unter 

Berücksichtigung der Empfehlungen des Arbeitskreises Abstammungsrecht prüfen.”113 

3.4.2 Gesetzentwurf zur Anpassung der Abstammung nach EheöffnungsG 

Im Juni 2018 legt die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einen Gesetzentwurf zur 

“Anpassung der abstammungsrechtlichen Regelungen an das Gesetz zur Einführung 

des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts”, vor.114 Ziel des 

Gesetzes ist es, dass Kinder von Geburt an zwei Elternteile haben, welche gesetzlich 

in Verantwortung stehen. Dazu soll die Möglichkeit der Mutterschaftsvermutung (Mit-

Mutter kraft Ehe) und die Mutterschaftsanerkennung, analog zur Vaterschaftsanerken-

nung, eingeführt werden, um die langwierige Stiefkindadoption zu umgehen. Allerdings 

soll es keine Erweiterung der Vaterschaft i.S.v. § 1592 Nr.1, Nr.2 BGB geben, sondern 
                                                
111 Vgl. BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 79. 
112 Vgl. ebd. S. 107 ff. 
113 Koalitionsvertrag vom 12. März 2018, S. 132, Z. 6234 – 6237. 
114 Vgl. BT-Drs. 19/2665. 
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eine Erweiterung von § 1591 BGB geben. Konsequenterweise folgt daraus auch die 

Möglichkeit der Mutterschaftsanfechtung.  

Kinder, welche in lesbische Ehen hinein geboren werden, sollen so rechtlich besser 

abgesichert werden. Wie in Gliederungspunkt 3.1.2 Adoption (facettenreiche Prüfung 

der Lebenssituation der Adoptierenden), kommt in diesem Spezialfall hinzu, dass die 

leibliche Mutter des Kindes in die Überprüfung mit einbezogen wird, obwohl sie gene-

tisch und rechtlich die Mutter des Kindes ist. Diese Praxis wird als unverhältnismäßig 

kritisiert und würde das Verfahren an sich verzögern. Neben Zeit und Kostenaufwand 

der Frauen, kommt eine psychische Belastung hinzu, da das Kind bisher nur einen 

Elternteil hat und im Extremfall des Todes der leiblichen Mutter als Waise gelten könn-

te. Erkennt jedoch ein Mann seine Vaterschaft an, findet keine Prüfung seiner Eignung 

oder der tatsächlich biologischen Herkunft statt.115 

Der Gesetzentwurf gilt für die Fraktion als logische Konsequenz zur Eheöffnung. Wie 

auch der ArbKrAR sieht die Fraktion keine Rechtfertigungsgründe für eine Ungleichbe-

handlung gleich- und verschiedengeschlechtlicher Paare in Bezug auf die ärztlich at-

testierte Fortpflanzungsmethode der Insemination. 

3.5 Kritische Würdigung Beschlussgründe 

Es sollen nun ausgewählte Beschlussgründe der Gerichte zur Mit-Mutterschaft mit den 

Empfehlungen des ArbKrAR sowie dem genannten Gesetzentwurf in Zusammenhang 

gebracht und problematisiert werden. 

Das AG Chemnitz befürwortet die Mit-Mutterschaft von Geburt an, indem es das Ar-

gument hervorbringt, dass die Abstammung des Kindes zum Vater kraft Ehe auf einer 

Vermutung beruht. Eine tatsächliche Feststellung der biologischen Wahrhaftigkeit wird 

nicht vorgenommen. Der BGH verweist darauf, dass es in den meisten Fällen eine 

Übereinstimmung zwischen biologischer Vaterschaft und dem Ehemann der Frau gibt. 

Darauf verweist ebenfalls der ArbKrAR und möchte an dieser Ansicht festhalten. Der 

Gesetzentwurf der GRÜNEN mahnt zwar, dass “[...] 30 Prozent aller Familien, in denen 

minderjährige Kinder leben, keine Ehen, sondern nichteheliche Familien, Alleinerzie-

hende mit Kind, Patchworkfamilien oder Regenbogenfamilien […]”116 sind. Das wiede-

rum untermauert aber die These des BGH, denn im Umkehrschluss wachsen 70% der 

minderjährigen Kinder in Ehen auf, in denen der Ehemann als Vater des Kindes vermu-

tet werden kann. Wie im ersten Teil dieser Arbeit erläutert, hat sich der Ehebegriff ge-

wandelt und in diesem Zusammenhang ist zu bedenken, ob die Vaterschaftsvermutung 

noch zeitgemäß ist. Während der Entstehung des BGB und den damit verbundenen 
                                                
115 Vgl. BT-Drs. 19/2665, S. 6. 
116 BT-Drs. 19/2665, S. 7. 
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Rollenerwartungen in der Gesellschaft, ist dies sicherlich eine folgerichtige Konse-

quenz gewesen. Der Mann der Ehefrau wird als Vater vermutet. Aber es scheint kri-

tisch, dass ein so wichtiges Element des Abstammungsrechtes, die Zuordnung des 

Vaters, in der überwiegenden Mehrzahl einer Vermutung unterliegt. Gerade in der heu-

tigen Zeit, in der eine genetische Überprüfung immer schneller und genauer möglich 

ist. Ebenso findet keine wahre Untersuchung bei einer Vaterschaftsanerkennung statt, 

es genügt die Bejahung des Mannes zu dieser und die Zustimmung der Mutter. Die 

Besetzung der zweiten Elternstelle ist zur Absicherung des Kindes unumstößlich, das 

Festhalten am Zwei-Eltern-Prinzip einleuchtend. Wieso soll die zweite Elternstelle aber 

nicht auch von einer Frau besetzt werden können, nur weil diese nicht leiblicher Eltern-

teil des Kindes sein kann, während hingegen die Besetzung mit einem Mann möglich 

ist, welcher letztlich ebenso nicht der leibliche Elternteil des Kindes sein könnte? 

Der BGH stützt diese Meinung weiterhin durch die grammatikalische Auslegung von § 

1592 BGB, nach welcher nur ein Mann Vater eines Kindes sein kann und eben keine 

Frau. Eine Erweiterung dieses Paragrafen, wie es auch der ArbKrAR vorschlägt, wäre 

vom Wortlaut her unrichtig und würde vermehrt zu Auslegungsproblemen führen. Ein 

Mann ist Vater und eine Frau ist Mutter, daran ändert auch die Öffnung der Ehe nichts. 

Die Erweiterung von § 1591 BGB klingt in diesem Zusammenhang allerdings schlüssig. 

Die Ehefrau der Mutter kann nach grammatikalischer Auslegung Mutter sein. Die leibli-

che Mutterschaft besteht nach Nr.1 weiterhin, was wiederum eine Kernthese des Arb-

KrAR widerspiegelt, und eine Mutterschaftsanerkennung tritt hinzu. Dies trägt wiede-

rum der oben gestellten Frage Rechnung, wieso nicht eine weitere Frau neben der 

Mutter die Elternschaft anerkennen kann, obwohl sie nicht die biologische Abstam-

mung vorzuweisen hat. 

Das OLG Dresden illustriert seine Auffassung der Nichteintragung einer Mit-Mutter 

damit, dass die Gemeinschaft der Frauen mit dem Kind als Ehepaar und Familie nicht 

gefährdet seien und die zweite Elternstelle im Zuge der Stiefkindadoption problemlos 

besetzt werden kann. Objektiv betrachtet, ist diesen Aussagen zuzustimmen. Durch 

eine Stiefkindadoption ist es der Ehefrau der Mutter möglich, rechtlicher Elternteil des 

Kindes zu werden. Dieses Verfahren ist jedoch, wie im Gesetzentwurf beschrieben, 

äußerst umständlich, langwierig, kostenintensiv und mit psychischen Belastungen ver-

bunden. Diese Tatsachen sollten bei der hier diskutieren Meinung des Gerichts mit 

einfließen, da eine Beschwerlichkeit, egal in welcher Hinsicht, auf Mutter, Kind und 

Ehefrau zukommt, die familiäre Gemeinschaft sowie die Ehe darunter leiden und in 

Gefahr gebracht werden können. Schließlich hat bis zu einem positiven Beschluss des 

Familiengerichts/der Adoptionsvermittlungsstelle nur eine der beiden Frauen voll um-

fängliche Rechte und Pflichten am Kind. Dabei sind die Frauen doch verheiratet, wei-
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sen somit eine anerkannte, gefestigte Beziehung nach und haben gemeinsam in die 

reproduktionsmedizinischen Maßnahmen eingewilligt. Der Gedanke, dass hier eine 

gemeinsame Einwilligung in den Eingriff einem Zeugungsakt gleichkommt, ist überle-

genswert. 

Weiterhin bekräftigt der BGH, dass bisher keine Abstammungsreform seitens des Ge-

setzgebers fokussiert wurde. Auf der einen Seite ist der Reformbedarf erkannt, eine 

Expertenkommission hat im Auftrag des Bundes Empfehlungen für eine Reform aus-

gearbeitet und neben dem Gesetzentwurf der Grünen beschäftigen sich einige Bun-

destagsabgeordnete mit diesem Thema in Form von Anfragen an die Bundesregie-

rung. Die Bewegung, die in dieses Rechtsgebiet gekommen ist, kann nicht geleugnet 

werden. Allerdings ist bisher auch ein Nicht-Handeln der Bundesregierung zu ver-

zeichnen. Die Gesetzgebungskompetenz liegt nach Art. 72 Abs.2 GG auf Bundesebe-

ne und es ist ersichtlich, wenn ein neues Gesetz (Eheöffnungsgesetz) beschlossen 

wird, weitere Gesetze folgen müssen, die damit in einem Sachzusammenhang stehen. 

Der BGH trifft in seinem Urteil die Aussage, dass bisher bewusst Abstand zu einer Re-

form des Abstammungsrechts genommen wird, trotz aufgeführter Beispiele. Dies ist 

zwar zu bestätigen, es gibt bisher kein neues Gesetz auf diesem Rechtsgebiet und der 

BGH kann nur nach derzeit geltendem Recht entscheiden. Des Weiteren steht dem 

BGH auch kein Initiativrecht zur Gesetzgebung zu, Richter sind zur Auslegung der Ge-

setze berufen und nicht zur Abänderung dieser.117 Jedoch, so die Überlegung, ist er 

die oberste zivilgerichtliche Instanz in Deutschland, von dessen Urteilen eine Signal-

wirkung ausgeht, an welcher sich untere Instanzen orientieren. Es wäre der Debatte zu 

Gunsten der Betroffenen zuträglicher gewesen, den diskutierten Möglichkeiten in sei-

nem Beschluss mehr Raum zu geben. Unter Umständen könnte so die Reform viel-

leicht einen Rückschritt erlitten haben, da andere Gerichte auf den Wortlaut des BGH 

verweisen, welcher einen bewussten Abstand der Bundesregierung zur Abstammungs-

reform sieht. 

Abschließend steht die Frage im Raum, welches Gewicht der Genetik im Abstam-

mungsrecht beigemessen werden soll. Gemäß ArbKrAR sollte es Ziel des Abstam-

mungsrechts sein, reale Lebenswirklichkeiten abzubilden. Was ist real? Die Genetik 

oder die gelebte Wirklichkeit beziehungsweise wie ist mit der Rspr. des BVerfG zu ver-

fahren, dass es keinen Vorrang zwischen leiblicher und sozialer Elternschaft gibt, son-

dern dies eine Sache der Abwägung sei? Nach Urteil des BGH kann die Ehefrau nicht 

kraft Gesetzes als Mit-Mutter eingetragen werden, da sie kein leiblicher Elternteil des 

Kindes ist. Hier ist wiederum auf die Vermutung der Vaterschaft hinzuweisen, welche 
                                                
117 Vgl. di Fabio: Grenzen der Rechtsfortbildung in Europa, Referat Rechtsfragen der Europäischen In-
tegration, 2012, S. 1 aus: Walter: Rechtsfortbildung durch den EuGH, 2009, S. 40 ff. 
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kraft Ehe besteht. Die Vermutung fußt auf biologischen Grundlagen im Allgemeinen, 

wird aber im Konkreten nicht geprüft. Wenn Abstammung gemäß Rspr. nicht allein auf 

biologische Tatsachen bei der Zuordnung der Vaterschaft zurückgeführt werden muss, 

sondern auch soziale Tatbestände ausschlaggebend (verfestigte familiäre Beziehung) 

sein können, dann sollte konsequenterweise auch bei verheirateten Frauen eine Mut-

terschaftsvermutung angestellt werden dürfen oder das Instrument der Vermutung 

gänzlich abgeschafft werden. 

3.6 Lösungsmöglichkeiten zur Problematik der zweiten Elternstelle 

Welche Möglichkeiten und Konsequenzen ergeben sich aus der gleichgeschlechtlichen 

Ehe, modernen Familienkonstellationen durch ärztlich attestierte Reproduktionsmedizin 

(konkret: in eine lesbische Ehe geborenes Kind), und dem reformbedürftigen, bisher 

jedoch unveränderten Abstammungsrecht?  

Wie bereits angesprochen hat sich der Ehebegriff im verfassungsrechtlichen Sinn ge-

wandelt, als dass eine Ehe nicht nur zwischen verschiedenen Geschlechtern geschlos-

sen werden kann, sondern auch zwischen Personen gleichen Geschlechts. Daneben 

haben sich aber auch der Zweck und die Ausgestaltung der Ehe verändert. Es herrsch-

te bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts in Deutschland vorwiegend eine eher 

sachlich-nüchterne Einstellung zur Ehe. Besonders für die Frau bestand die Notwen-

digkeit, aus ökonomischen Gründen zu heiraten, sie war finanziell abhängig von ihrem 

Mann. Erst die veränderten Rollenbilder, besonders der Frau, brachten der Ehe auch 

zunehmend emotionale Aspekte. Besonders durch die Demokratisierung/Entstehung 

des Eherechts und gesetzlichen Verankerungen (Eherecht als Privatrecht, somit Rück-

zug des Paares in die Privatheit) wurde das Außenverhältnis bestimmt. Ein Ehepaar ist 

heute losgelöst von den familiären Banden der Ehegatten, es bildet als Paar eine eige-

ne Einheit. Weiterhin verstehen sich die Ehegatten zudem auch als emanzipierte Indi-

viduen. Ausfluss dieser Individualisierungstendenzen ist, dass es zunehmend kinderlo-

se Ehen gibt, allein schon aus dem Grund, dass keine Notwendigkeit der Altersabsi-

cherung durch diese besteht oder auch die Störanfälligkeit der Ehe. Eine Scheidung ist 

nicht mehr verpönt und uneheliche Kinder unterliegen keinem Stigma. Das heutige 

Eheverständnis unterliegt somit anderen Herausforderungen als früher. Zwar hat der 

Einzelne mehr Freiheit und die Ausgestaltung der Ehe wird selbst vorgenommen, dies 

aber wiederum erfordert eine hohe Kompromissbereitschaft und Eigenleistung der 

Ehegatten. Jeder bringt andere Vorstellungen in die Beziehung ein, man stammt nicht 

mehr wie früher zwangsläufig aus demselben Milieu, beide Partner haben i.d.R. ein 

Mitspracherecht. Die Ansprüche an die Ehe sind gewachsen, hin zum glücklich sein, 

als zu einem bloßen auskommen miteinander. Grundlegend könnte man aber sagen, 
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dass die Ehe noch immer als auf Dauer angelegte Gefährtenschaft und Vertrauensbe-

ziehung angesehen wird, welche über allen anderen Beziehungen steht und gewisse 

Sicherheitsaspekte gewährt.118 

Der Ehebegriff ist geweitet worden, nicht ausgehöhlt. Nach der Wortbedeutung kann 

aushöhlen als “hohl, leer machen”119 verstanden werden. Das ist durch die Eheöffnung 

nicht der Fall. Der Ehebegriff hat sich verändert und Lebensrealitäten angepasst. Ihm 

wurde eine neue Facette hinzugefügt. Eine Ehe zwischen Mann und Frau ist durch 

eine homosexuelle Heirat nicht weniger Wert und der Ehebegriff ist nicht nur durch 

diesen Aspekt anders, sondern generell durch die neuen Sichtweisen der Ehegatten, 

Rollenveränderungen, politischen und gesellschaftlichen Wandel. Es gibt folglich nicht 

die eine Ehe, es gibt bei diesem Begriff kein richtig oder falsch, keine ideale und einzig 

wahre Ausgestaltungsmöglichkeit. Schon allein, weil Gefühle der Menschen subjektiv 

sind. So stehen im Duden unter dem Schlagwort Ehe die Adjektive:“ kinderlos, harmo-

nisch, glücklich, zerrüttet“.120 Dies sind nur einige Nuancen, die eine Ehe einnehmen 

kann. Ebenso gibt es keine Definition, was Glück bedeutet. Feststellbar ist jedoch, 

dass Familiengründung für viele Menschen ein Teil ihres Glückes ist, Ehepartner - und 

Elternrolle gelten tendenziell als attraktive Rollen. Familiengründung und Ehe sind mit-

einander verbunden, aber bedingen sich nicht unmittelbar. Man kann eine kinderlose 

Ehe führen oder uneheliche Kinder haben.121 Das BMFSFJ hat im Jahr 2010 eine re-

präsentativ geschichtete Zufallsstichprobe herausgegeben und mittels Interviews die 

Einstellungen, Motive und Kenntnisse zu Ehe und Partnerschaft erfragt. Dabei war ein 

zentraler Befund, dass die Heirat eine bewusste Entscheidung der Paare ist, da keine 

gesellschaftliche Notwendigkeit mehr besteht und das wichtigste Motiv der feste sozia-

le und rechtliche Rahmen ist. Erst an vierter Stelle werden als Anlass zur Ehe Kinder 

genannt (“In einer Ehe sind Kinder besser aufgehoben.”).122 

Von Natur aus können nur Mann und Frau gemeinsam Kinder zeugen. Es wird jedoch 

oft als das einzig ideale Bild (einer Familie) vermittelt. Wenn sich einzig und allein ver-

schiedene Geschlechter natürlich fortpflanzen können, wieso tun es dann immer weni-

ger? Wenn es als unnatürlich gilt, dass sich zwei Frauen ein Kind wünschen und die-

ses im Zuge medizinischer Reproduktion bekommen, sollte es doch ebenso unnatür-

lich sein, wenn zwei Menschen, welche die biologischen Voraussetzungen erfüllen sich 

fortpflanzen zu können, es aus ihren individuellen Gründen nicht tun. Die deutsche 

Bevölkerung befindet sich im demografischen Wandel. Singles und kinderlose Ehen 

                                                
118 Vgl. Miró: Veränderungen der Institution Ehe im Wandel der Zeit, 1999. 
119 Duden: Das Bedeutungswörterbuch Wortbildung und Wortschatz, 1985, S. 96. 
120 Ebd. S. 198. 
121 Vgl. Miró: Veränderungen der Institution Ehe im Wandel der Zeit, 1999. 
122 Vgl. BMFSFJ: Partnerschaft und Ehe-Entscheidungen im Lebensverlauf, 2014, S. 25. 
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sind ein Erscheinungsbild dieser Zeit. Zu diesem Erscheinungsbild kommen aber auch 

homosexuelle Ehepaare mit Kindern hinzu. Diese Konstellationen gibt es (vermutlich) 

nicht von Natur aus, aber sie sind da. Sie sollten nicht als Problemfall angesehen wer-

den, denn aus ihnen gehen für den Erhalt der Gesellschaft wichtige Kinder hervor, wel-

che geschützt werden müssen. Ein Kind, was in eine lesbische Ehe hinein geboren 

wird, sucht sich diese Konstellation nicht aus.  

Es besteht Handlungsbedarf der Bundesregierung, zum Abstammungsrecht in Verbin-

dung mit der Eheöffnung gesetzlich Stellung zu nehmen. Es muss prinzipiell eine Eini-

gung erzielt werden, ob es richtig ist, Ehe und Abstammung in Wechselwirkung gesetzt 

zu lassen, sodass sie voneinander abhängen oder ob dies im Hinblick auf ein gewan-

deltes Eheverständnis nicht mehr tragbar ist. Sollte das Abstammungsrecht, genau wie 

die Ehe, geweitet werden, sodass der mit der Mutter verheiratete Part (Mann oder 

Frau) sofort gesetzlich zweiter Elternteil wird (Vaterschafts- und Mutterschaftsvermu-

tung) oder ist das Instrument der Vaterschaftsvermutung, wie bereits andiskutiert, nicht 

mehr tragbar und das Abstammungsrecht sollte folglich vom Eherecht entkoppelt wer-

den?  

Wenn Ehe und Abstammung weiterhin Hand in Hand gehen sollen, dann ist es die lo-

gische Konsequenz für den Fall der medizinischen Reproduktion bei zwei Frauen, un-

abhängig der genetischen Grundlagen, die zweite Elternstelle von Geburt an mit der 

Ehegattin der Mutter zu besetzen. Ein Kind soll zwei Elternteile haben, eine Ehe gilt als 

gefestigtes Partnerkonstrukt, in dem zu erwarten ist, dass über Kinderwünsche und 

deren Verwirklichung gemeinsam gesprochen wird und somit beide Partner in den 

Zeugungsakt, ganz gleich wie dieser abläuft, eingewilligt haben und auch beide die 

Elternverantwortung von Beginn an gemeinsam tragen sollten. Ehe und Abstammung 

weiterhin in Einklang zu lassen, ist für das Kind eine Absicherung in jeglicher Hinsicht 

und eine Verwaltungsvereinfachung. 

Alternativ könnten Ehe- und Abstammungsrecht getrennt werden. Nach Meinung der 

Rspr. ist die Abstammung bereits nach der gesetzlichen Systematik keine Wirkung der 

Ehe, da sie separat im Verwandtschaftsrecht geregelt ist.123 Dadurch würde die Vater-

schaftsvermutung wegfallen und es würde nur das Instrument der Anerkennung (neben 

der gerichtlichen Zuweisung) übrigbleiben. Die zweite Elternstelle würde folglich durch 

den Part besetzt, welcher sich zu dem Kind bekennt, ein Vater oder eine Mit-Mutter. So 

würden voluntative Elemente gestärkt, der Wille Elternteil zu sein und Verantwortung 

für das Kind zu übernehmen, im Fokus stehen. Dagegen kann das Argument stehen, 

dass ein Wille dem Wandel unterliegen kann. Bei der Vaterschaftsanerkennung wird 
                                                
123 Vgl. BGH, Beschluss vom 10. Oktober 2018 - XII 231/18-, juris, Rd. 19. aus: Senatsbeschuss BGHZ 
210, 59. 
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dies zumindest seit den 1970er Jahren getan. Auch hier würde die Genetik im Ab-

stammungsrecht zurückgedrängt, da ein Kind keine zwei Mütter haben kann, aber ein 

Kind wäre wiederum durch zwei Menschen (unmittelbar nach der Geburt) abgesichert. 

Hier käme ebenso das Verursacherprinzip zum Tragen, jedoch unabhängig von der 

Ehe. 

Ein Vorschlag des LSVD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist eine Elternschaftsverein-

barung. Vor Geburt wird beim Jugendamt durch maximal vier Personen geklärt, wer für 

das Kind welche Elternrolle einnehmen wird und wie die Rechtsbeziehungen der Er-

wachsenen untereinander geregelt sind. Beteiligte können hier zwei Frauen, der biolo-

gische Vater (wenn kein Samenspender bei einer Samenbank) und gegebenenfalls 

auch sein Mann, sein. Ein Samenspender wird durch diese Erklärung von jeglichen 

Pflichten entbunden (Ausnahme: Auskunft bezüglich Erbkrankheiten). Die Wunschel-

tern sollen dabei über rechtliche Konsequenzen und psychische Folgen für alle Betei-

ligten belehrt werden.124 Insbesondere soll in diesem Papier festgehalten werden, wer 

neben den rechtlichen Eltern Umgangsrechte erhält oder wie sich die Unterhaltspflich-

ten zusammensetzen. Positiv ist hierbei, dass Rechtssicherheit herrscht und klare Re-

gelungen zuvor getroffen werden, ohne das Kind in Angelegenheiten persönlich zu 

involvieren. Andererseits gilt es auch zu bedenken, dass “ein Kind keine Bestellware 

und auch kein Therapeutikum für schicksalhaft bedingte Lebensdefizite”125 ist. 

Wenn genetische und rechtliche Eltern nicht deckungsgleich sind, sollte mindestens 

über eine Formalisierung von Willensakten bezüglich bestandfester Verantwortungs-

übernahme und bestandsfester Verzichtserklärungen bei Regenbogenfamilien nach-

gedacht werden. Korrespondieren diese zwei Erklärungen miteinander, kann es zu 

keiner Kollision der Parteien kommen. Andernfalls können spätere Anfechtungserklä-

rungen nicht ausgeschlossen werden, was dem Kindeswohl zuwider strebt.126 

Aus der Antwort der Bundesregierung im September 2018 auf eine kleine Anfrage der 

Fraktion DIE LINKE zur bundesweiten Entwicklung und rechtlichen Situation von Re-

genbogenfamilien geht eine gewisse Unkenntnis der Entwicklung hervor. Auf die Fra-

ge, “[...] wie viele gleichgeschlechtliche Paare mit Hilfe von künstlicher Befruchtung 

Kinder bekommen haben […]127, hat die Bundesregierung keine Kenntnis. Auf Fragen 

bezüglich der Situation von Mit-Müttern und zur Arbeit des ArbKrAR teilt die Regierung 

mit, dass derzeit eine Prüfung des BMJV stattfindet.128 In wenigen Monaten gibt es die 

Regelung zur gleichgeschlechtlichen Ehe in Deutschland zwei Jahre. Die Entwicklun-

                                                
124 Vgl. BT-Drs. 18/7655, S. 5. 
125 BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 107. 
126 Vgl. BMJV: Empfehlungen für eine Reform des Abstammungsrechts, 2017, S. 110. 
127 BT-Drs. 19/4199, S. 8. 
128 Vgl. BT-Drs. 19/4199, S. 9. 
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gen von Regenbogenfamilien, Medizin, Normen und Wertvorstellungen der Gesell-

schaft sind rasant und die Folgen, besonders für die Kinder, bisher nicht absehbar. Da 

das Kindeswohl aber stets über allem schwebt, sind Übergangsregelungen zu treffen. 

Im konkreten Fall der Mit-Mutter gibt es das Instrument der Stiefkindadoption, um 

rechtlicher Elternteil zu werden. Diese sollte stark vereinfacht werden, damit das Kind 

so schnell wie möglich zwei Elternteile erhält, abgesichert ist und die Belastung für die 

Familie so gering wie möglich ausfällt. Ein vereinfachtes, zeitsparendes Verfahren als 

Kompromiss bis gesetzliche Klärung zu § 1591 BGB eingetreten ist, ist anzustreben. 

Ob zwei Mütter für ein Kind ein Optimum bilden, ist fraglich. Experteneinschätzungen 

dazu gehen auseinander und müssen sicherlich noch weiter erforscht werden. 2009 

hat das BMJV in Zusammenarbeit mit der Universität Bamberg eine Studie zur Le-

benssituation von Kindern in gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaften im Bun-

desanzeiger veröffentlicht.129 Dabei wurden knapp 900 Personen, welche in Lebens-

partnerschaften beziehungsweise als Regenbogenfamilie leben, zu den Bedingungen 

des Aufwachsens der Kinder befragt. Ergänzt wurden die Aussagen um Expertenmei-

nungen. Die Ergebnisse zeigen, dass Kinder und Jugendliche in Regenbogenfamilien 

ebenso gut entwickelt sind, wie die Kinder in heterosexuellen Beziehungen. Entschei-

dend sei stets die Qualität der innerfamiliären Beziehung. “Für die betrachteten Ent-

wicklungsdimensionen von Kindern und Jugendlichen erwies es sich somit als nicht 

bedeutsam, ob sie bei einem alleinerziehenden Elternteil, zwei Müttern oder Vätern 

oder bei Vater und Mutter aufwachsen, sondern wie die Beziehungsqualität in diesen 

Familien ist.”130 

4 Fazit 

Mit der Ehe für alle ist bisher nicht die Elternschaft für alle gekommen. Es gibt ver-

schiedenste Möglichkeiten, das Abstammungsecht zu reformieren. Einen konkreten 

Lösungsvorschlag kann diese Arbeit aufgrund der Vielschichtigkeit der Problematik 

nicht bieten. Es bleibt allen Betroffenen zu wünschen, dass politisch und rechtlich zügig 

Einigungen erzielt werden und die Debatte um dieses Thema nicht wieder sehr lange 

andauert. Das Abstammungsrecht ist ein komplexes Gebilde. Allein bei dem hier bear-

beiteten Fall und der Frage der Mit-Mutterschaft tauchen sofort diverse Folgefragen 

auf, welche in dieser Arbeit keine Beachtung finden konnten: “Wie ist die Rechtslage, 

wenn die Co-Mutter mit der Schwangerschaft ihrer Frau nicht einverstanden war? Kann 

sie dann ihre Co-Mutterschaft anfechten? Kann der Samenspender die Mutterschaft 

der Co-Mutter anfechten? Wird er dann gegen den Willen der Frauen rechtlicher Vater 

des Kindes? Wie ist die Rechtslage, wenn die Beteiligten etwas anderes vereinbart 
                                                
129 BMJV: Die Lebenssituation von Kindern in gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaften, 2009. 
130 Ebd. S. 308. 
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hatten? Wie ist die Rechtslage bei unverheirateten Frauenpaaren?”.131 Auf die rechtli-

che Situation von Samenspendern sowie auf mögliche Konflikte bei schwulen Ehepaa-

ren mit Kindern wurde nur kurz hingewiesen. Der Fokus der Arbeit lag auf gleichge-

schlechtlichen Ehen und modernen Familienformen. Es darf keine Rolle spielen, ob 

neuartige Familienkonstellationen in der Minderheit sind.132 Auch sie müssen geschützt 

und gesetzlich weiter abgesichert werden. Es bleibt abzuwarten, ob und in welcher Art 

und Weise das Abstammungsrecht an den erweiterten Ehebegriff angepasst wird. Der 

Grundstein ist durch die Empfehlungen der Expertenkommission gelegt und die Debat-

te es wert, weiter konstruktiv geführt zu werden.  

Diese Arbeit soll mit einer Einschätzung von Markus Ulbrich, dem Pressesprecher des 

LSVD enden, welcher sich auf eine Anfrage des Verfassers dieser Bachelorarbeit be-

züglich der Erfüllung der Anforderungen seinerseits zur gleichgeschlechtlichen Ehe 

positioniert hat: „Zu Ihrer Frage: „Erfüllt das Gesetz und jegliche damit verbundene 

Änderungen die Forderungen/Wünsche gleichgeschlechtlicher Paare/Homosexueller?“ 

kann ich natürlich sagen, dass es nicht alle Forderungen des LSVD bzw. von Lesben 

und Schwulen erfüllt, zumal aus einer rechtlichen Gleichstellung auch eine gelebte 

Gleichstellung im Alltag werden muss. Die Eheöffnung war zwar eine der Hauptforde-

rungen unseres Verbandes, aber auch nach dem Erreichen dieses Ziels, bleiben ge-

nug Forderungen, angefangen von der Modernisierung des Abstammungs- und Fami-

lienrechts (u.a. die Möglichkeit, dass auch zwei verheiratete Frauen von Geburt an 

rechtlich anerkannte Eltern ihres Kindes sind […]“ bestehen. 

                                                
131 Elpelasy (Webmaster LSVD), Warum wurde die Stiefkindadoption nicht zusammen mit der Eheöffnung 
abgeschafft? o.J. 
132 Vgl. BMFSFJ Familienreport 2017, S. 7. 
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Kernsätze 

1. Nach derzeit geltendem Recht kann ein Kind nur eine Mutter und einen Vater ha-

ben. 

2. Durch die gleichgeschlechtliche Ehe sind bisher ungeklärte Rechtsfolgen bezüglich 

des Abstammungsrechts, insbesondere zur Besetzung der zweiten Elternstelle, 

aufgetreten. 
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